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als sich das hochmotivierte neu gefundene Rotenburger 
Planungsteam im August 2014 zusammenfand, um ein 
Thema für die nächste Ausgabe des politischen Bildungs-
seminars des DPV zu finden, und sich nach hitziger Dis-
kussion für das Thema „Flucht und Migration“ entschied, 
ahnten die arglos Planenden noch nicht, welche Entwick-
lungen bis zum Seminar im Januar 2016 noch vor ihnen 
lagen. 

Über lange Zeit präsentierte sich das „Flüchtlingsthema“ 
in den deutschen Medien in Form eines recht distanzier-
ten Mitfühlens mit unmittelbar betroffenen Ländern wie 
Italien und Griechenland. Die Ereignisse des Jahres 2015 
sorgten jedoch dafür, dass das Thema ins Zentrum der öf-
fentlichen Wahrnehmung rückte. Spätestens seit der Ent-
scheidung der deutschen Regierung Anfang September, 
die in Ungarn „gestrandeten“ Flüchtlinge nach Deutsch-
land zu holen, wurden die ankommenden Geflüchteten 
zum wichtigsten politischen Thema. Deutschland schien 
überrascht zu sein, sowohl von der großen Hilfsbereit-
schaft in der Bevölkerung als auch von der Heftigkeit 
ängstlicher und fremdenfeindlicher Reaktionen. Über die 
Einschätzung der aktuell anstehenden Herausforderun-
gen ist man sich in Politik und Bevölkerung noch lange 
nicht einig. 

Uns als Seminarteam veranlasste die hohe Präsenz der 
Flüchtlinge in den Medien dazu, unsere Ziele zu überden-
ken. Ging es uns ursprünglich darum, für die Thematik 
generell zu sensibilisieren und Interesse zu wecken, 
erschien es uns nun wichtig, über die Beweggründe von 
Flucht zu informieren, über die aktuelle Situation und 
eigene Möglichkeiten eines Engagements nachzudenken. 
Bei der Gestaltung des Themenheftes schlug sich diese 
Zielsetzung in vier Rubriken nieder: 

In der Rubrik Grundlagen möchten wir wichtige Begriffe 
klären, einen Blick auf die Rechtslage in Deutschland und 
auf weltweite Migrationsbewegungen werfen. Die Rubrik 
deutsche Zeitgeschichte soll eine historische Perspektive 
auf verschiedene Phasen der Einwanderung und Flucht in 
den letzten Jahrzehnten in Deutschland bieten. Die Arti-
kel erzählen u.a. etwas über die Flucht aus den ehemali-
gen deutschen Ostgebieten nach dem Zweiten Weltkrieg 
und über die Einwanderung italienischer und türkischer 
Gastarbeiter. In der Rubrik Internationales wird über 
Konflikte in verschiedenen Teilen der Welt berichtet, die 
direkt oder indirekt Ursache von Flucht sind, und von Or-
ten erzählt, die Teil der Realität von Flüchtenden sind. Die 
Autoren führen uns dabei in die Sahara, in den Iran, auf 
den Balkan, nach Israel, Ruanda und Mexiko. Die Rubrik 
Experten des Alltags schließlich sammelt persönliche 
Erfahrungen im Kontakt mit Geflüchteten und Helfenden 
in Deutschland. 

Bei der Zusammenstellung der Themen und Autoren für 
das Heft haben wir als Team uns zum einen an unseren 
eigenen Fragen und Interessen orientiert, zum anderen 
von den vorhandenen Ressourcen in unseren Freundes- 
und Bekanntenkreisen leiten lassen. Die Auswahl der 
Artikel ist deshalb notwendigerweise eine zufällige. 

Wir hoffen, mit diesem Heft bei den Teilnehmenden unse-
res Seminars die Neugier auf das anstehende Wochenen-
de zu steigern und allen anderen Lesern eine interessan-
te Lektüre zu bereiten. 

Es grüßen euch im Namen des DPV und der Redaktion 
des Themenheftes 

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER, 

VORWORT

Matthis Brinkhaus Vera Dobberkau
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Sebastian Haug 

ist Mitglied im Pfadfinderbund 
Horizonte. Er hat die letzten Jah-
re für die Vereinten Nationen in 
China und Mexiko gearbeitet und 
promoviert momentan in Großbri-
tannien zur Rolle von aufstreben-
den Schwellenländern in globaler 
Politik.

MIGRATION WELTWEIT  
EIN ÜBERBLICK

I. MIGRATION WELTWEIT: DEFINITI-
ONEN UND INSTITUTIONEN

Definition Migration: Die Internati-
onale Organisation für Migration (IOM) 
definiert Migration als die Bewegung 
einer Person - bzw. einer Gruppe von 
Personen - innerhalb eines Staates oder 
jenseits internationaler Grenzen. Diese 
breite Definition umfasst jegliche Form 
von Standortwechsel. Auf der internati-
onalen Ebene gibt es keine einheitliche 
Definition für die Bezeichnung ‚Migran-
tIn’. Generell wird zwischen den Gründen 

(freiwillig vs. unfreiwillig) und der Art und 
Weise (regulär vs. irregulär) von Migrati-
on unterschieden. 

Die Vereinten Nationen definieren als 
‚MigrantIn’ jede Person, die sich ein 
Jahr oder länger in einem anderen Land 
aufhält, unabhängig von den Gründen für 
diesen Aufenthalt.1

Definition Zwangsmigration: Die 
Vereinten Nationen verstehen unter 
Zwangsmigration (forced migration) eine 
Wanderbewegung, bei der Zwang oder 

Nötigung eine Rolle spielt oder gespielt 
hat - vor allem mit Bezug auf lebens-
bedrohliche Situationen, die sowohl von 
Menschen als auch ohne menschliches 
Zutun verursacht werden2. Um zwischen 
Zwangsmigration und anderen Formen 
von Migration zu unterscheiden, wird oft 
von sogenannter ‚Wirtschaftsmigration’ 
gesprochen, bei der Menschen ihr Zuhau-
se verlassen, um ihre Lebensqualität zu 
verbessern. Dieses duale Schema greift 
aber oft zu kurz, um die komplexen Pro-
zesse und Beweggründe von Migration 
nachvollziehen zu können.3

Migration und internationale Organisationen: 

›› UNO: Die Vereinten Nationen (UNO) sind die größ-
te multilaterale Organisation der Welt mit mo-
mentan 193 Mitgliedstaaten. Spezialisierte Agen-
turen und Unterabteilungen der UNO arbeiten zu 
den verschiedenen Aspekten der Themenfelder 
Menschenrechte, Entwicklung sowie Sicherheit 
und Frieden. Querschnittschemen - wie etwa 
Migration - fließen in unterschiedliche Prozesse 
auf nationaler, regionaler und globaler Ebene ein 
und werden in zentrale internationale Rahmenab-
kommen und Konventionen aufgenommen. 

›› UNHCR: Das UNO-Hochkommissariat für Flücht-
linge (UNHCR) hat von den Mitgliedsstaaten der 
UNO das Mandat erhalten, sich um bestimmten 
Bevölkerungsgruppen zu kümmern - vor allem 
Flüchtlinge, Asylsuchende, Staatenlose und soge-
nannte Internally Displaced Persons (siehe Box I).  

Jährlich gibt das UNHCR einen Bericht heraus, 
der die aktuelle Lage dieser Bevölkerungs-
gruppen weltweit zusammenfasst4. In Ländern, 
die kein eigenes Asylsystem aufgebaut haben, 
übernimmt oft das UNHCR die Registrierung von 
Flüchtlingen. 2014 registrierte die UNO-Behörde 
fast 250.000 Asylanträge, so viele wie nie zuvor5. 

›› IOM: Die Internationale Organisation für Migra-
tion (IOM) ist eine multilaterale Organisation 
mit momentan 152 Mitgliedstaaten. Sie gehört 
offiziell nicht zur UNO, kooperiert aber eng mit 
den verschiedenen Teilen der UNO. Die IOM veröf-
fentlicht regelmäßig Studien zur generellen Lage 
der Migration weltweit oder zu Teilaspekten des 
Themenkomplexes Migration und Entwicklung. 
Auch andere Teile des UN Systems - wie etwa das 
UN Entwicklungsprogramm (UNDP) - arbeiten zu 
den verschiedenen Facetten des Themengebiets 
Migration.

1IOM 2011.
2IOM 2011. 
3IOM 2011, siehe auch Cole 2015. 

4Siehe UNHCR 2015. 
5UNHCR 2015: 27.
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4Siehe UNHCR 2015. 
5UNHCR 2015: 27. 2

PERSONENGRUPPEN UNTER DEM MANDAT DES 
UN-HOCHKOMMISSARIATS FÜR FLÜCHTLINGE

Es gibt vier Hauptpersonengruppen, um die sich das UN-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge (UNHCR) laut Mandat kümmern soll6:
Flüchtlinge (refugees)7: Laut der Genfer Flüchtlingskonventionen, die 1951 im 
Rahmen der UNO verabschiedet wurden, ist ein Flüchtling eine Person, die „aus der 
begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zuge-
hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Über-
zeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, 
und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser 
Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infolge 
solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Be-
fürchtungen nicht dorthin zurückkehren will”. Auch zurückgekehrte Flüchtlinge fallen 
unter das Mandat des UNHCR. 

Asylsuchende (asylum seekers): Asylsuchende sind Personen, die auf der Flucht 
vor Verfolgung oder schwerwiegender Not in einem anderen Land als dem ihren Asyl 
beantragt haben, aber über deren Status noch nicht entschieden worden ist. 

‚Staatenlose’ (stateless persons): Sogenannte ‚Staatenlose’ sind Menschen, die 
von keinem Staat als StaatsbürgerIn anerkannt werden8.

Intern vertriebene Personen (internally displaced persons, IDP): IDP sind 
Menschen, die innerhalb ihres eigenen Landes vertrieben worden sind - meist im Rah-
men von bewaffneten Konflikten, Menschenrechtsverletzungen oder (Natur-)Katastro-
phen - und dabei keine internationale Grenze überquert haben9. Auch zurückgekehrte 
IDP fallen unter das Mandat des UNHCR.

6 Zu den Definitionen siehe UNHCR 2015 und IOM 2011. 
7 Siehe auch die Flüchtlingsdefinitionen in der ‘1969 Organi-
zation of African Union Convention’ und der ‘1984 Cartagena 
Declaration’ (IOM 2011).

8 Siehe die 1954 UN Convention relating to the Status of Sta-
teless Persons und die 1961 Convention on the Reduction of 
Statelessness (IOM 2011).
9 Siehe “Guiding Principles on Internal Displacement”, UN Doc 
E/CN.4/1998/53/Add.2 (IOM 2011).



10 IOM 2014.  
11 IOM 2014. 
12 UNHCR 2015.
13 UNHCR 2015: 27

14 Momentane Zahlen sprechen 
von knapp 2 Millionen.
15 UNHCR 2015: 13, 14.
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II. MIGRATION WELTWEIT IN ZAHLEN

Globale Migration - generelle Zahlen: Weltweit ist jede 
siebte Person MigrantIn. Von den knapp 1 Milliarde MigrantIn-
nen haben laut IOM etwa 230 Millionen internationale Grenzen 
überquert (und fallen damit unter die Migrationsdefinition der 
UNO), die anderen 740 Millionen haben sich innerhalb ihres Hei-
matstaates neu angesiedelt. Etwa drei Prozent der Weltbevölke-
rung sind demnach internationale MigrantInnen - dieser relative 
Wert ist über die letzten 25 Jahre relativ stabil geblieben.10

Globale Migration - Aufnahmeländer: Der Anteil interna-
tionaler MigrantInnen variiert von Land zu Land sehr: während 
in den Vereinigten Arabischen Emiraten (84%) oder Qatar (74%) 
die Werte sehr hoch sind, liegen sie in traditionellen Einwan-
derungsländern wie Australien (28%) oder Kanada (21%) um 
einiges niedriger. In Europa ist Schweden (16%) das Land mit 
der höchsten Rate an internationalen MigrantInnen. Etwa 50 
Prozent aller internationalen MigrantInnen leben in 10 Ländern, 
angeführt von den USA (50 Millionen), Russland (11 Millionen) 
und Deutschland (10 Millionen). Während immer noch viele 
Chinesen in westliche Industrieländer emigrieren, ist China in-
zwischen auch das Ziel von Migration: zwischen 2000 und 2013 
stieg die Immigrationsrate um über 50 Prozent.11

Zwangsmigration - generelle Lage: Durch erzwungene 
Vertreibung (forced displacement) haben noch nie so viele 
Menschen ihre Heimat verlassen müssen wie heute. Fast 60 
Millionen Menschen waren Ende 2014 weltweit betroffen12 - 
etwa so viele, wie alle Einwohner Großbritanniens zusammen. 
Davon hatten etwa 20 Millionen einen Status als internationale 
Flüchtlinge (refugees), mehr als 38 Millionen waren innerhalb 
ihres Heimatlandes vertrieben worden (internally displaced 
persons) und knapp 2 Millionen hatten Asyl beantragt. Insge-
samt war 2014 ein besonders hartes Jahr: fast 14 Millionen 
Menschen sind innerhalb von zwölf Monaten neu hinzugekom-
men. Durchschnittlich mussten damit pro Tag mehr als 42.000 
Menschen aufgrund von Konflikten ihre Heimat verlassen (2010 
waren es noch gut 10.000 pro Tag gewesen). Und mehr als 
die Hälfte aller Flüchtlinge - 51 Prozent - waren minderjährig 
(2009 waren es noch 41 Prozent gewesen). Auch bezüglich der 
Asylzahlen brach das Jahr 2014 einen Rekord: fast 1,7 Millionen 
Menschen beantragten Asyl oder Flüchtlingsstatus weltweit, so 
viele wie nie zuvor. 13

Zwangsmigration - Aufnahmeländer: Die aktuellsten ver-
gleichbaren Zahlen des UNHCR belegen, dass die Türkei  2014 
erstmals weltweit die höchste Zahl an Flüchtlingen aufgenom-
men hat - knapp 1,6 Millionen14. Pakistan (1,5 Millionen), der 
Libanon (1,1 Millionen), Iran (1 Million), Äthiopien (660.000) und 
Jordanien (650.000) sind die anderen Top-Aufnahmeländer. Das 
Land, das 2014 die meisten Asylanträge erhielt, war Russland 
(275.000), gefolgt von Deutschland (175.000), den USA (120.000) 
und der Türkei (90.000). Wenn man die Zahlen im Vergleich zur 
Bevölkerung der Aufnahmeländer liest, sieht die Lage etwas 
anders aus: hier sticht mit Abstand der Libanon hervor. In dem 
kleinen Land am Mittelmeer kommen auf 1.000 Einwohner 232 
Flüchtlinge - fast ein Viertel aller Menschen im Libanon sind 
damit aus anderen Ländern, vor allem aus Syrien, geflohen. 

Zwangsmigration - Herkunftsländer: Drei Jahrzehnte lang 
war Afghanistan das Land, aus dem die meisten Menschen 
flohen. 2014 hat Syrien diesen Platz eingenommen. Zusammen 
mit Somalia sind Syrien und Afghanistan die Heimatländer von 
mehr als der Hälfte aller weltweit Vertriebenen, die unter das 
Mandat des UNHCR fallen. Der Sudan und der Südsudan, die 
Demokratische Republik Kongo und Myanmar folgen auf der 
Liste der Länder, aus denen die meisten Flüchtlinge kommen. 
Syrien hat schon jetzt die weltweit größte vertriebene Bevöl-
kerung: über sieben Millionen Menschen als IDP innerhalb 
Syriens und etwa vier Millionen Menschen als internationale 
Flüchtlinge jenseits der syrischen Grenze. Seit knapp 15 Jahren 
gab es nicht mehr so viele Flüchtlinge aus einem einzigen Land. 
95 Prozent der SyrerInnen, die ihr Land verlassen haben, sind 
in den umliegenden Staaten untergekommen - vor allem in der 
Türkei, dem Libanon und Jordanien. Die anderen fünf Prozent 
verteilen sich auf den Rest der Welt; Deutschland hat 2014 den 
größten Teil davon aufgenommen (etwas mehr als 40,000).15
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Spätestens seit dem Sommer des Jahres 2015 gehen die meisten 
Beobachter der aktuellen Flüchtlingskrise davon aus, dass sich 
die Zahl der allmonatlich in Deutschland Schutz und Asyl suchen-
den Flüchtlinge noch lange auf einem hohen Niveau halten wird. 
Die Situation in Syrien, das im Oktober 2015 mit über 50% das 
Hauptherkunftsland der neu ankommenden Asylbewerber war1, 
ist unverändert katastrophal und eine nachhaltige Bekämpfung 
der Fluchtursachen vor Ort nur langfristig realistisch.

Aller Willkommenskultur zum Trotz werden immer wieder Stim-
men laut, die diese Entwicklung nicht nur als eine große Heraus-
forderung, sondern vielmehr als akute Gefahr für die politische 
und gesellschaftliche Stabilität der Bundesrepublik Deutschland 
interpretieren. Ein Vorschlag, dieser vermeintlichen Bedrohung 
zu begegnen, ist die Einführung von Obergrenzen für die Auf-
nahme von Flüchtlingen. Diese auch von Regierungsvertretern 
geäußerte Idee stößt allerdings parteiübergreifend auf breite 
Ablehnung. Ganz abgesehen von allen humanitären Argumenten, 
die gegen entsprechende Pläne vorgebracht werden, halten viele 
Gegner den Vorschlag aus juristischen Gründen für nicht umsetz-
bar: Das Recht auf Asyl sei als Grundrecht nicht kontingentierbar 
und stehe aufgrund internationaler Verpflichtungen grundsätzlich 
nicht zur Diskussion. 

Doch auf welche Gesetze stützt sich diese Auffassung eigentlich 
konkret? Um diese Frage zu beantworten, lohnt sich ein kurzer 
Blick auf die wesentlichen Regelungen und internationalen Ab-
kommen der vergangenen Jahrzehnte.

Matthias (Matze) Schulte-Uen-
trop

ist Mitglied im DPBM und arbeitet 
im IT Management. Er hat Philo-
sophie studiert und sich in seiner 
Masterarbeit mit Grundlagen po-
litischer Entscheidungsfindung 
beschäftigt.

DAS GRUNDRECHT 
AUF ASYL IN DER 
BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND

1 Vgl. www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Sta-
tistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf, S. 8

# Grundlagen
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Den historischen Ausgangspunkt für die internationalen Rege-
lungen im Asylrecht stellt die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte aus dem Jahre 1948 dar, in der jedem Menschen 
das Recht zugestanden wurde, in anderen Ländern Asyl suchen 
zu dürfen. Allerdings machte erst die Genfer Flüchtlingskon-
vention aus diesem Anhörungsrecht für die aufnehmenden 
Länder eine Pflicht, Schutzbedürftigen auch tatsächlich Asyl 
zu gewähren. Sie wurde drei Jahre nach der Erklärung der Men-
schenrechte von 145 Staaten ratifiziert und sollte angesichts 
der verheerenden Flüchtlingsschicksale während der zwei 
Weltkriege eine völkerrechtlich bindende Regelung für den Um-
gang mit Flüchtlingen unter dem Dach der Vereinten Nationen 
etablieren. Als anerkannter Flüchtling im Sinne der Konvention 
gelten seitdem Menschen, die aufgrund ihrer Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Grup-
pe oder politischen Überzeugung verfolgt werden. Die zentrale 
Schutzwirkung der Konvention besteht dabei im Grundsatz der 
Nichtzurückweisung: Dieser besagt, dass kein Flüchtling in sein 
Herkunftsland zurückgeschickt werden darf, wenn ihm dort aus 
den genannten Gründen Gefahr für sein Leben oder seine Frei-
heit droht. Die Regelungen waren jedoch zunächst nur einge-
schränkt bindend: Nur Personen, deren Fluchtgründe in die Zeit 
vor 1951 datiert werden konnten und die aus Europa kamen, 
fielen unter die Schutzwirkung der Konvention. Seit dem Pro-
tokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge aus dem Jahre 
1967 sind diese Einschränkungen für die ratifizierenden Staaten 
jedoch aufgehoben. Zu diesen Staaten gehören alle Länder 
der europäischen Union und damit auch Deutschland, für die 
Anrainer Syriens gilt dies nur zum Teil. So ist neben der Türkei 
nur Israel beiden internationalen Verträgen beigetreten. Für 
den Irak, den Libanon und Jordanien lässt sich aus der Genfer 
Flüchtlingskonvention demnach keine bindende Verpflichtung 
im Umgang mit Flüchtlingen ableiten.

In Deutschland werden diese internationalen Verträge durch na-
tionales und europäisches Recht ergänzt. Auf nationaler Ebene 
wurde den beiden völkerrechtlichen Abmachungen durch das 
bereits im Jahre 1949 beschlossene Grundgesetz vorgegriffen, 
in dem das Recht auf Asyl im Artikel 16 in einer breiten Formu-
lierung verankert ist: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“

In dieser weit gefassten Form hatte es über Jahrzehnte Gül-
tigkeit, bis es schließlich im Jahre 1993 stark eingeschränkt 
wurde. Am bekanntesten ist in diesem Zusammenhang die 
so genannte Drittstaatenregelung, die den zitierten Satz um 
wesentliche Ausnahmen ergänzt. So kann sich auf das Asyl-
recht „[…] nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Dritt-
staat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt 
ist2“. Aufgrund seiner Binnenlage bedeutet diese Regelung für 
die Bundesrepublik, dass sie nur dann verpflichtet ist, politisch 
Verfolgten Asyl zu gewähren, wenn diese per Flugzeug oder 
über den Seeweg deutsches Territorium erreichen. Alle anderen 
Fluchtrouten führen über Mitgliedsländer der EU. Das so ge-
nannte Dubliner Übereinkommen, von dessen Bruch durch den 
in diesem Punkt großzügigen Umgang mit syrischen Flücht-
lingen unlängst die Rede war, trat in seiner ersten Version erst 
fünf Jahre nach der zitierten Grundgesetzänderung in Kraft und 
setzte die grundgesetzlich verankerte Drittstaatenregelung auf 
europäischer Ebene um. In letzter Konsequenz ist in der EU so-
mit immer dasjenige Land für einen Asyl suchenden Menschen 
zuständig, das dieser bei seiner Flucht zuerst erreicht hat. 
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3 Vgl. www.bpb.de/gesell-
schaft/migration/kurzdos-
siers/207542/deutsche-asyl-
politik-und-eu-fluechtlings-
schutz?blickinsbuch S. 7
4 www.europarl.de/resource/
static/files/europa_grund-
rechtecharta/_30.03.2010.pdf
5 Vgl. z.B. www.bmi.gv.at/
cms/BMI_Asylwesen/rechts-
grundlage/files/2014/Richtli-
nie_2011_95_EU.pdf

6 Vgl. z.B. www.medien-
dienst-integration.de/artikel/
asylrecht-fluechtlinge-ober-
grenze-voelkerrecht-grundge-
setz-interview-anuscheh-fara-
hat.html
7 Vgl. www.zeit.de/gesell-
schaft/zeitgeschehen/2015-10/
fluechtlinge-fischer-im-recht, 
S. 3

Neben diesen eher organisatorischen Regelungen existiert allerdings 
auch auf EU-Ebene ein Recht auf Asyl, das verfassungsmäßigen Cha-
rakter aufweist3. So ist die Charta der Grundrechte der europäischen 
Union4 ein Teil des Vertrags von Lissabon, der im Jahre 2009 in Kraft 
trat. In dieser Charta wird explizit auf die Genfer Flüchtlingskonventi-
on und ihr ergänzendes Protokoll Bezug genommen. 

Durch die vielschichtigen Regelungen, die durch nationale Gesetze, 
europäische Verträge und internationale Abkommen ein Grundrecht 
auf Asyl garantieren, ist die Idee von Obergrenzen oder Flüchtlings-
kontingenten also tatsächlich rechtlich kaum umzusetzen. Für den 
gesetzlichen Status Quo ist dies offensichtlich: Durch das Grundge-
setz geschützt gilt das Recht auf Asyl für jeden Schutzsuchenden 
individuell und muss damit jedem zukommen, der es in Anspruch 
nehmen möchte und der die entsprechenden persönlichen Vor-
aussetzungen erfüllt – unabhängig von allen weiteren allgemeinen 
Rahmenumständen. Faktisch würde eine Obergrenze bedeuten, dass 
einzelnen Personen ab einer gewissen Zahl Asylsuchender gesagt 
werden muss, dass sie leider kein Recht auf Asyl haben, da das ent-
sprechende Kontingent erschöpft ist – ein klarer Widerspruch zum 
Wesen eines Grundrechts.

Natürlich könnte man das Grundgesetz entsprechend aufweichen 
und das Grundrecht auf Asyl durch eine Zweidrittelmehrheit des 
Bundestages weiter einschränken oder gar ganz abschaffen. Aller-
dings müssten sich entsprechende Anpassungen an europäisches 
Recht halten. Wie dargelegt, existiert aber auch auf dieser Ebene ein 
Asylrecht mit einer Art Verfassungsrang. Auch andere europäische 
Richtlinien schränken die Asylgesetzgebung ein5. Entsprechende 
Änderungen hätten daher nach Einschätzung unterschiedlicher 
Experten6 vor den zuständigen Gerichten vermutlich keinen Bestand 
– ganz abgesehen von den völkerrechtlichen Verpflichtungen durch 
die Genfer Flüchtlingskonvention und ihrem Grundsatz der Nichtzu-
rückweisung, die für jeden Einzelnen gelten muss. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass auch ohne eine gesetzlich 
verankerte Asylobergrenze jedes grundgesetzlich verbriefte Recht 
in einem Abwägungsverhältnis zu anderen Rechtsnormen steht. Der 
Ruf nach einer Obergrenze, weil es ab einem bestimmten Punkt nicht 
mehr zu schaffen sei, so viele Menschen aufzunehmen ohne ande-
ren grundgesetzlichen Verpflichtungen zu sehr zu schaden, wäre in 
einem Fall, in dem dies tatsächlich nicht mehr möglich ist, obsolet, 
zumal es schlichtweg keine gesetzliche Norm gibt, die mehr verlan-
gen kann, als faktisch möglich ist7. Vieles spricht dafür, dass dieser 
Punkt noch lange nicht erreicht ist.
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GLOSSAR

Amsterdamer Vertrag

Asylbewerberleistungsgesetz

Asylsuchende, Asylbewerber/
innen und Asylberechtige

Aufenthaltstitel

Clearingverfahren

Dissident

Drittstaaten, sichere

Dublin-Verfahren

Duldung

EUROSUR

›› Dieser Vertrag trat zum 01.05.1999 in Kraft und verankert die Asyl-, Flüchtlings- 
und Migrationspolitik auf der europäischen Ebene. Die EG kann damit verbindliche 
Rechtsakte im Asylrecht erlassen.

›› Dieses Gesetz regelt die Art und Höhe der Leistungen, die Asylbewerber sowie Ausrei-
sepflichtige oder andere Ausländer erhalten, die sich vorübergehend in Deutschland 
aufhalten dürfen.

›› Asylsuchende und -bewerber*innen sind diejenigen Menschen, die im Asylverfahren 
stecken. Asylberechtigte sind diejenigen, die im Asylverfahren nach Artikel 16a des 
Grundgesetzes anerkannt wurden.

›› Dies ist eine Erlaubnis für die Einreise oder den Aufenthalt einer Person in einem Land. 
Es gibt entweder die zeitlich befristete, widerrufbare Aufenthaltserlaubnis oder die 
Niederlassungserlaubnis, die zeitlich und räumlich unbeschränkt und nicht widerrufbar 
ist. Auch ein Visum ist ein zeitlich befristeter Aufenthaltstitel.

›› Dieses Verfahren bedeutet, dass unbegleitete, minderjährige Flüchtlinge zunächst vom 
Jugendamt in Obhut genommen werden und sich Beamte dann Klarheit über Alter, 
Bildungs- und Entwicklungsstand sowie Gesundheit des jungen Menschen verschaffen, 
um zu entscheiden, wie mit der Person weiter zu verfahren ist.

›› Ein Dissident ist eine Person, die grundlegend andere politische Ansichten hat als dieje-
nigen vom herrschenden, totalitären System des Heimatlandes vorgegebenen, die diese 
Ansichten öffentlich kund tut und deswegen häufig verfolgt wird.

›› Als sichere Drittstaaten gelten die EU-Mitgliedsstaaten sowie Norwegen und die 
Schweiz. Sie sind nicht zu verwechseln mit den sicheren Herkunftsstaaten.

›› Seit 2014 ist die dritte Version der Dublin-Verordnung in Kraft. Darin ist festgelegt, 
welcher EU-Mitgliedsstaat (plus Norwegen, Island, Schweiz, Liechtenstein) für die 
Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist, es findet demnach vor dem eigentlichen 
Asylverfahren statt.

›› Ohne Aufenthaltstitel dürfen sich Ausländer*innen nicht in Deutschland aufhalten und 
müssen ausreisen oder abgeschoben werden. Eine Duldung hebt die Abschiebung vorü-
bergehend auf, z.B. aus rechtlichen oder humanitären Gründen. Der Aufenthalt ist zwar 
nun legal, die Ausreisepflicht bleibt aber letztlich weiterhin bestehen.

›› Das „European Border Surveillance System“ ist ein Überwachungssystem der Grenzen 
der EU, das illegale Einwanderung verhindern soll. Dabei werden diverse Aufklärungs-
geräte wie Drohnen, Satellitensuchsysteme und hochauflösende Kameras verwendet. 
Der EU geht es dabei um eine Kooperation der nationalen Grenzschutzbehörden mit 
Frontex
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›› Das Exil ist ein Zufluchtsort außerhalb des Heimatlandes, den eine verfolgte, verbann-
te oder aufgrund unerträglicher Zustände geflüchtete Person aufsucht und sich dort 
längerfristig aufhält.

›› Dies sind Menschen, die nach § 60 Abs. 1 AufenthG als Flüchtlinge anerkannt sind, 
was wiederum auf der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) beruht. Unter den Begriff 
Flüchtlinge fallen im medialen Sprachgebrauch aber auch Asylsuchende und Gedultete. 
GFK-Flüchtlinge erhalten wie Asylberechtigte weitgehende soziale Rechte und Aufent-
haltstitel.

›› Ein solches Verfahren wird angewendet, wenn Asylsuchende aus sicheren Drittstaa-
ten oder ohne Ausweisdokumente an einem Flughafen Asyl beantragen. Während die 
Asylsuchenden den Flughafen (Transitbereich) nicht verlassen dürfen, wird ihr Antrag 
im Schnellverfahren bearbeitet.

›› Dieses Dokument trug ursprünglich den Titel „Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge“ und wurde am 28.07.1951 in Genf verabschiedet. Es definiert die Rechte 
und Pflichten von Flüchtlingen, wie z.B. Hilfeleistungen, Arbeitserlaubnis oder Aushän-
digung von Ausweispapieren. Außerdem ist der Begriff „Flüchtling“ genau definiert. 
Kriegsverbrecher sind vom Flüchtlingsstatus ausgeschlossen. 147 Staaten sind dem 
Abkommen bislang beigetreten.

›› Die meisten Länder der EU nutzen diesen Begriff zur Einstufung anderer Länder. Als 
sicherer Herkunftsstaat gilt laut Grundgesetz ein Land, in dem keine politische Verfol-
gung oder unmenschliche und erniedrigende Bestrafung und Behandlung stattfindet. 
Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten werden in der Regel abgelehnt, sofern sie 
keine besonderen Umstände geltend machen können.

›› Anhand des Königsteiner Schlüssels wird berechnet, wie viele Asylsuchende ein Bun-
desland aufnehmen muss. Als Kriterien werden die Steuereinnahmen und die Bevölke-
rungszahl herangezogen und die Quote entsprechend jährlich neu berechnet.

Exil

Flüchtling

Flughafenverfahren

Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK)

Herkunftsstaaten, sichere

Königsteiner Schlüssel
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›› Kontingentflüchtlinge sind Flüchtlinge aus Krisenregionen, die im Rahmen internatio-
naler humanitärer Hilfsaktionen aufgenommen werden.

›› Im Allgemeinen bezeichnet Migration eine Veränderung des Ortes. In der Soziologie 
bedeutet es, dass Menschen in ein anderes Land oder an einen anderen Ort ziehen, also 
abwandern und sich dauerhaft an anderer Stelle niederlassen wollen.

›› Nach der Definition des Mikrozensus gelten zu den Menschen mit Migrationshinter-
grund „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zuge-
wanderten, sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland 
als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in 
Deutschland geborenen Elternteil“. (Quelle: Statistisches Bundesamt)

›› Das New Yorker Protokoll vom 31.01.1967 baut auf der Genfer Flüchtlingskonventi-
on von 1951 auf. Es versucht der damals aktuellen Situation gerecht zu werden, dass 
Flüchtlinge nicht nur in Europa durch den zweiten Weltkrieg, sondern weltweit auftre-
ten können und dass die als Fluchtgründe angeführten Ereignisse nicht mehr vor 1951 
passiert sein müssen. 147 Staaten sind dem Abkommen und Protokoll bislang beigetre-
ten.

›› Verbot eine Person in das Land abzuschieben, in dem ihr Leben gefährdet ist.

›› Als Pushback wird meistens eine Abschiebung direkt an der Grenze oder auch auf 
Hoher See bezeichnet, also ein Zurückschicken der ankommenden Flüchtlinge, bevor 
sie sein Staatgebiet betreten. Laut Europäischem Gerichtshof für Menschenrechte ist 
dieses Vorgehen jedoch illegal.

›› Dauerhafte Umsiedlung von Schutzsuchenden aus einem Erstzufluchtsstaat in einen 
Drittstaat, der zur Aufnahme bereit ist und eine vollständige Integration perspektivisch 
anbietet.

›› Seit dem 01.01.2015 gilt das Verbot, sich außerhalb eines Gebietes (Bundesland, Stadt-
grenze) zu bewegen, nicht mehr. Nach drei Monaten dürfen sich registrierte Geflüchtete 
frei im Bundesgebiet bewegen.

›› Zum Schengenraum gehören die EU-Staaten außer Großbritannien, Irland und Zypern. 
Hinzu kommen Island, Norwegen, Schweiz und Liechtenstein. Die EU-Länder Rumäni-
en, Bulgarien und Kroatien wenden das Schengener Abkommen bislang nur teilweise 
an. Bei dem Abkommen geht es u.a. darum, dass Personenkontrollen an den Grenzen 
innerhalb dieses Gebietes entfallen und die Außengrenzkontrollen nach einheitlichen 
Standards erfolgen sollen.

›› Dies ist ein fünfjähriges Programm der EU (2010-2014), das sich um eine gemeinsam 
Innen- und Sicherheitspolitik bemühte. Ein Schwerpunktthema war dabei die Einwan-
derung, u.a. sollte ein gemeinsames Asylverfahren sowie eine bestimmte Verteilung der 
Flüchtlinge in alle EU-Länder erreicht werden. Nachfolgeprogramm ist das Post-Stock-
holm-Programm, das sich an den gleichen Inhalten orientieren soll und diese (weiter-
hin) umsetzen soll.

›› Transitzonen sind quasi Niemandsland, d.h. es ist nicht Gebiet eines bestimmten Staa-
tes. An internationalen Flughäfen bestehen solche Zonen bereits, über die Einführung 
an Landesgrenzen wird diskutiert (Stand Nov. 2015). In einem Schnellverfahren (Flugha-
fenverfahren) soll hier geprüft werden, welche Flüchtlinge Zugang zum Land bekommt 
und wer in sein Heimatland zurückgeschickt wird.

›› Unbegleiteter, minderjähriger Flüchtling

Kontingentflüchtlinge

Migration

Migrationshintergrund

New-Yorker Protokoll

Non-Refoulement-Verbot

Pushback

Resettlement (Neuansied-
lung)

Residenzpflicht

Schengener Staaten, Schen-
genraum

Stockholmer Programm

Transitzonen

umF
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›› Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist für die Bereiche Migration, Integration 
und Asyl in Deutschland zuständig. Hier wird über Asylanträge entschieden sowie die 
sprachliche, soziale und kulturelle Integration von Zugewanderten koordiniert. 

›› Das European Council on Refugees and Exiles ist ein europaweites Netzwerk von 90 
Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs), die die Rechte der Flüchtlinge schützen. Das 
Ziel ist, eine faire und humane europäische Flüchtlingspolitik durchzusetzen.

›› Das European Union Network for Asylum Practitioners ist eine organisation, die den 
Informations- und Erfahrungsaustausch über die Asylsituation in den Herkunfts- und 
Transitländern fördert und Arbeitspapiere für die Mitgliedsländer entwickelt, um die 
Praktiken und Prozesse anzugleichen.

›› Die als European Agency for the Management of Operational Cooperation at the Ex-
ternal Borders of the Member States of the European Union bezeichnete Organisation 
koordiniert die Grenzkontrollen an den EU-Außengrenzen und unterstützt nationale 
Grenzschützer in ihren Aufgaben sowie bei der Kooperation mit anderen Staaten.

›› Die International Organization for Migration ist eine zwischenstaatliche Organisation 
mit 157 Mitgliedsstaaten und weltweit 9000 Mitarbeitenden. Sie arbeitet im Bereich 
Migration & Entwicklung, Erleichterung und Regulierung von Migration und bietet Hilfe 
bei erzwungener Migration.

›› ProAsyl ist eine unabhängige Menschenrechtsorganisation, die sich für die Rechte und 
Interessen von Flüchtlingen in Europa einsetzt. ProAsyl betreibt Öffentlichkeitsarbeit, 
unterstützt Initiativen und begleitet Asylbewerber in ihren Asylverfahren.

›› United Nations High Commissioner for Refugees, das Hohe Flüchtlingskommissariat 
der Vereinten Nationen schützt und unterstützt Flüchtlinge weltweit auf Basis der Gen-
fer Flüchtlingskonvention und hat zur Aufgabe, dauerhafte Lösungen für Flüchtlinge zu 
finden.

BAMF

ECRE

EURASIL

Frontex

IOM

ProAsyl

UNHCR

INSTITUTIONEN & ORGANISATIONEN
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Quellen:
Hinterland - Asyl, 25/2014, Februar 2014
BAMF: Glossar www.bamf.de/DE/Service/Left/Glossary/glossary-node.html 
ProAsyl: Glossar www.proasyl.de/de/themen/basics/glossar/ 
Caritas: Glossar www.caritas.de/glossare/bundesamt-fuer-migration-und-fluechtling 
weitere Internetquellen wie Wikipedia und diverse Online-Redaktionen

1
Ist die Person ein Flüchtling gemäß 
§ 3 Absatz 1 Asylverfahrensgesetz?

Furcht vor Verfolgung wegen der Rasse, Re-
ligion, Nationalität, politischer Überzeugung 
oder Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe

2
Ist die Person Asylberechtigt gemäß 
Artikel 16a Absatz 1 Grundgesetz? 

Gefahr vor Eingriff in Leib, Leben oder 
Freiheit wegen politischer Überzeugung, 
religiösen Grundentscheidungen oder un-
veränderbaren Merkmalen des Anderssein 
(z.B. Nationalität); 
Kein Asylrecht, wenn Person über sicheren 
Drittstaat eingereist ist

3
Kann der Person subsidiärer 

(behelfsmäßiger) Schutz gemäß § 
4 Absatz 1 Asylverfahrensgesetz 

gewährt werden? 

Gefahr eines ernsthaften Schadens im 
Heimatland, z.B. Vollstreckung der Todes-
strafe, Folter, unmenschliche Bestrafung, 
willkürliche Gewalt im Rahmen eines 
bewaffneten Konflikts

4
Gibt es Gründe für ein Abschie-

bungsverbot gemäß § 60 Absatz 5 
und Absatz 7 Aufenthaltsgesetz?

 

Verstoß gegen die Europäischen Konventi-
on zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten oder 
im Zielland besteht eine erheblich konkre-
te Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 

Entscheidung über Asylantrag
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FLUCHT UND VERTREIBUNG DER 
DEUTSCHEN AUS DEN EHEMALIGEN 
DEUTSCHEN OSTGEBIETEN

Häufig wird in diesen Tagen darauf hingewiesen, dass die 
Bundesrepublik schon einmal eine sehr große Zahl Flücht-
linge aufgenommen hat – mit dem Unterschied, dass diese 
Flüchtlinge unsere Sprache sprachen. Die Mehrheit von ihnen 
stammte aus den Gebieten im Osten, die bis zum Ende des 
Zweiten Weltkriegs zu Deutschland gehört hatten, wie Ostpreu-
ßen, Pommern oder Schlesien. Insgesamt flohen gegen Ende 
des Krieges geschätzte sechs Millionen Menschen mit deut-
schem Hintergrund aus diesen Regionen oder wurden von dort 
vertrieben. Auch wenn die Integration dieser großen Anzahl von 
Menschen in die Nachkriegsgesellschaft der BRD heute als Er-
folgsgeschichte gesehen wird: die Flüchtlinge wurden zunächst 
von ihren west-deutschen Mitbürgern skeptisch bis ablehnend 
behandelt, ihre Integration dauerte letztlich Jahrzehnte. 

Juli 1945: Der Zweite Weltkrieg, der 1939 mit dem Überfall auf 
Polen durch das nationalsozialistische Deutschland begonnen 
hatte und in dem bis zu 65 Millionen Menschen gewaltsam zu 
Tode kamen, war in Europa beendet. Die Alliierten – die USA, 
Großbritannien und die Sowjetunion – kamen in Potsdam zu 
einer Konferenz zusammen, um zu besprechen, was nun mit 
dem besiegten Deutschland geschehen solle. Während bei 

vorherigen Konferenzen noch im Mittelpunkt stand, wie man 
gemeinsam die Deutschen besiegen könne, waren nun bereits 
die Vorzeichen des Kalten Krieges deutlich zu spüren. Ein 
zentraler Streitpunkt zwischen Stalin (RU) auf der einen Seite 
und Truman (USA) und Churchill (GB) auf der anderen Seite 
war die Festlegung der neuen Grenzen zwischen Deutschland 
und Polen. Russland hatte den Ostteil Polens im Zuge des 
Hitler-Stalin Pakts bereits 1939 überfallen und besetzt. Dikta-
tor Stalin forderte, dass diese Gebiete russisch bleiben sollten, 
während gleichzeitig die östlichen deutschen Gebiete an Polen 
gehen sollten, als Kompensation für dessen Gebietsverlust. 
Truman und Churchill stimmen schließlich zu. Die „großen Drei“ 
schoben in Potsdam Polen somit quasi wie auf einem Spielbrett 
ein Stück von Osten nach Westen. Auch Truman und Churchill 
war bewusst, dass damit das Schicksal von rund 1,5 Millionen 
Polen und 7 Millionen Deutsche aus ihrer Heimat vertrieben zu 
werden, besiegelt war. Sie gaben die Order für einen „geord-
neten, humanen Transfer“, es war jedoch absehbar, dass dies 
kaum möglich sein würde, dies hatten auch die Monate vor der 
Konferenz gezeigt.

# deutsche Zeitgeschichte
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Winter 1944: Noch herrschte Krieg, und es zeichnete sich 
immer deutlicher ab, dass Deutschland und seine Verbündeten 
diesen nicht gewinnen würden. Von Osten her drang die Rote 
Armee immer weiter Richtung Landesgrenze vor. Die natio-
nal-sozialistischen Machthaber zögerten die Evakuierung der 
Zivilbevölkerung jedoch bis zum letzten Moment hinaus, sodass 
diese, vor allem in Ostpreußen, das am weitesten im Osten lag, 
eher einer überstürzten Flucht glich, als die Kriegsfront nur 
noch wenige Stunden entfernt war. In klirrender Kälte machten 
sich Hunderttausende, häufig zu Fuß, auf, um vor „dem Russen“ 
zu fliehen. Kälte, Hunger und die Bombardierung der Flücht-
lingstrecks forderten viele Tote. In den Ortschaften, die von der 
Roten Armee eingenommen wurden, wurde die zurückgeblie-
bene deutsche Bevölkerung häufig Opfer von Plünderungen, 
Morden und Vergewaltigungen durch die russischen Soldaten. 
Vielfach kam es schon jetzt zu sogenannten „wilden Vertreibun-
gen“. 

Dennoch lebten nach Kriegsende noch immer über fünf Mil-
lionen Deutsche in Ostpreußen, Schlesien und Pommern. Sie 
wurden nun Ziel der staatlich verordneten und von den Alliierten 
genehmigten Vertreibung durch die neuen kommunistischen 
polnischen Machthaber. Die polnische Bevölkerung hatte sechs 
Jahre unter der brutalen deutschen Besatzung gelitten, mit 
der deutschen Bevölkerung hatte man nun wenig Mitleid. Diese 
musste häufig über Nacht ihre Häuser verlassen, ihre Häuser 
und Bauernhofe und einen Großteil ihrer Besitztümer zurück-
lassen. Der Abtransport verlief chaotisch, die überfüllten, unbe-
heizten Züge waren häufig tagelang unterwegs, sodass Nahrung 
und Wasser knapp wurden. 

Abb. 1

Abb. 1 Atlas zur deutschen Zeitgeschichte
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Quelle: 
Umsiedlungen, Vertreibungen 
und Fluchtbewegungen 1939 
– 1959. Atlas zur Geschichte 
Ostmitteleuropas, Bonn 2013. 
(Gibt es bei der bpb)

Linktipps:
www.deutscheundpolen.de 
www.70-jahre-kriegsende.de

Die folgende Verschärfung des Kalten Krieges machte es den 
Vertriebenen unmöglich ihre Herkunftsorte zu besuchen. Eine 
Rückkehr wäre auch ohne den Eisernen Vorhang nicht einfach 
umsetzbar gewesen, da in den Häusern der Deutschen polnische 
Bürger angesiedelt wurden, die ihrerseits aus dem ehemali-
gen Ostteil Polens vertrieben worden waren. Den erzwungenen 
Verlust ihrer Heimat empfanden viele Vertriebene als trauma-
tisch, und so waren auch die Vertriebenenverbände lange auf die 
eigene Opferrolle konzentriert. Auf politischer Ebene fand mit der 
neuen Ostpolitik der Regierung unter Willy Brandt in den sechzi-
ger Jahren ein allmähliches Umdenken in Richtung Versöhnung 
und Verständigung mit Polen statt. Dies brachte auch die Aner-
kennung der Oder-Neiße-Linie mit sich, welche die endgültige 
Anerkennung der ehemaligen deutschen Gebiete als polnisch 
bedeutete. Was noch 1990 bei Vertretern der Vertriebenenverbän-
de auf großes Unverständnis stieß, ist mittlerweile auch in diesen 
Reihen ein unbestrittener Konsens.

Vielleicht hast du selber Großeltern mit Vertriebenenhinter-
grund? Vielleicht engagieren sie sich ehrenamtlich in der Flücht-
lingshilfe? Gut möglich, dass sie als Motivation nennen, dass sie 
als Kind ihre Heimat verlassen mussten, mit ihrer Familie in der 
neuen Umgebung auf fremde Hilfe angewiesen waren und nun 
die Unterstützung, die sie damals bekommen haben, weitergeben 
möchten.



16

Johannes (Jo) Engelhardt

ist Bundesführer im Pfadfinder-
bund Horizonte, hat Deutsch, Ge-
schichte und Sozialkunde studiert 
und ist derzeit Referendar an ei-
nem Gymnasium in München.

ALS WIR ARBEITER RIEFEN – 
UND MENSCHEN KAMEN

„Der Andrang vom Bosporus verschärft eine Krise, die in den 
von Ausländern überlaufenen Ballungszentren schon lange 
schwelt. Städte wie Berlin, München oder Frankfurt können die 
Invasion kaum noch bewältigen: Es entstehen Gettos, und schon 
prophezeien Soziologen Städteverfall, Kriminalität und soziale 
Verelendung wie in Harlem. […] Schon jetzt gibt es in Kreuzberg 
Häuserzeilen, wo – wie in der Mariannenstraße – nur noch jeder 
fünfte Anwohner Deutscher ist. ‚Wenn das so weitergeht‘, sagt 
Bezirksbürgermeister Günther Abendroth, ‚ersaufen wir ein-
fach.‘“ (SPIEGEL 31/1973)

Unter dem Titel „Die Türken kommen – rette sich wer kann“ 
skizzierte der SPIEGEL im Sommer 1973 Schreckensszenarien, 
die uns auch im Jahr 2015 angesichts des großen Flüchtlingszu-
stroms nur allzu bekannt vorkommen (und die in den 40 Jahren 
seither übrigens immer wieder aufgewärmt wurden). Wie kam es 
dazu, dass man zu Beginn der 1970er-Jahre derartige Ängste vor 
einer Überfremdung hatte, davor, dass Ausländer – und insbe-
sondere Türken – Deutschland regelrecht überfluten und auf 
direktem Wege zugrunde richten könnten? Man hatte eben jene 
Menschen noch einige Jahre zuvor nach Deutschland gerufen...

Abb. 1
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Zur Mitte der 1950er-Jahre war die deutsche Wirtschaft wieder 
kräftiger in Schwung gekommen und es zeichnete sich ein 
Arbeitskräftemangel ab, zunächst eher regional begrenzt und in 
speziellen Branchen, dann aber in immer mehr Bereichen. Man 
entschied sich daher, ausländische Arbeitskräfte ins Land zu 
holen und schloss 1955 mit Italien den ersten Anwerbevertrag, 
dem später ähnliche Vereinbarungen mit anderen Ländern (z.B. 
1961 mit der Türkei) folgten.

Für Deutschland ging es dabei klar darum, einen entstehen-
den Bedarf an Arbeitskräften zu decken: Die ins Land kom-
menden Arbeiter sollten möglichst mobil und flexibel als eine 
Art Reserve genau dort eingesetzt werden können, wo sie 
gebraucht werden. Mit eingeschlossen ist dabei der Gedanke, 
dass die nach Deutschland kommenden Menschen nur einen 
begrenzten Zeitraum hier eingesetzt würden und dann, nach 
erfüllter Aufgabe, wieder in ihre Heimat zurückkehren. Man 
wurde in diesem Zusammenhang nicht müde zu betonen, dass 
Deutschland ja eben kein Einwanderungsland sei. Der Begriff 
„Gastarbeiter“ unterstreicht, dass ein dauerhaftes Bleiben der 
Kommenden nicht angedacht war. Und auch die Arbeiter selbst 
dachten ursprünglich nicht unbedingt an einen Verbleib in 
Deutschland. In ihren Herkunftsländern war die Arbeitsmarkt-
situation wesentlich ungünstiger als in Deutschland; man hatte 
schlicht vor, möglichst viel Geld für die Familie in der Heimat 
zu erarbeiten, bevor man wieder zu ihr zurückkehrte. Dieses 
Vorhaben der Arbeiter deckte sich dabei auch ganz mit den 
Interessen der Entsendeländer, die sich über die Entspannung 
des eigenen Arbeitsmarktes und das ins Land kommende Geld 
freuten. In manchen Ländern, beispielsweise der Türkei, wurde 
von den Arbeitern von staatlicher Seite geradezu erwartet, 
wieder zurückzukehren; nach einer Phase des Lernens und 
Geldverdienens in Deutschland sollten sie mit Know-How und 
Investitionskraft ins eigene Land zurückkommen und dessen 
Modernisierung vorantreiben. Im Prinzip klingt das nach einer 
cleveren Win-Win-Lösung: In Deutschland wird einerseits dort 
ausgeholfen, wo gerade Bedarf herrscht, andererseits verdie-
nen die kommenden „Gastarbeiter“ dringend benötigtes Geld 
und bringen – geradezu entwicklungshilfemäßig – eben jenes 
Geld mitsamt neuem technischem Wissen in ihr Heimatland 
zurück. Und tatsächlich klappte das zunächst  ganz gut so. 

Schwierigkeiten mit diesem Konzept gab es insbesondere ab 
dem Moment, zu dem das Wirtschaftswachstum in Deutschland 
abflaute. Lange war der Zustrom an Arbeitskräften aus anderen 
Ländern hochwillkommen, doch als erstmalig 1966/67 der Be-
darf zurückging, verschwanden mit ihm die ins Land geholten 
Arbeiter nicht einfach wieder. Anfang der 1970er-Jahre ver-
schärfte sich die Situation nach kurzem erneutem Aufschwung 
nochmals massiv, und mit der Ölkrise 1973 verhängte Deutsch-
land einen grundsätzlichen Aufnahmestopp. Die Stimmung 
gegenüber vielen „Gastarbeitern“ war inzwischen gekippt, wie 
man unter anderem im eingangs zitierten SPIEGEL-Artikel 
sieht; plötzlich erschien es, als nähmen die Ausländer den 
Deutschen die Arbeitsplätze weg... Und mit dieser veränderten 
Sichtweise trat auch anderes plötzlich zutage: Wie konnte es 
eigentlich sein, dass diese „Gastarbeiter“ so integrationsunwil-
lig waren, unsere Sprache nicht gelernt hatten und in der Regel 
unter sich lebten, geradezu Parallelgesellschaften in Deutsch-
land bildeten? Gerade die fehlende Integrationsbereitschaft 
wurde nun für viele zum Stein des Anstoßes – und man vergaß 
dabei bereitwillig, dass Integration doch nie wirklich Teil dieses 
Beschäftigungskonzepts gewesen war.

Abb. 2
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Abb.1: Cover des SPIEGEL vom 30.7.1973 (Quelle: www.spiegel.de)
Abb.2: Der millionste „Gastarbeiter“ erhielt 1964 als Willkommensge-
schenk ein Moped und einen Strauß Nelken (Quelle: www.in-die-zu-
kunft-gedacht.de)

Am Beispiel der türkischen „Gastarbeiter“: Die Arbeitsmigran-
ten sollten – so war es von allen Beteiligten gedacht – nach 
einiger Zeit wieder in die Türkei zurückkehren. Dies allein stellt 
schon eine denkbar schlechte Voraussetzung dafür dar, sich 
darum zu bemühen, Deutsch zu lernen oder sich tiefergehend 
gesellschaftlich zu integrieren. Mit der Vorstellung, hier vor 
allem Geld zu verdienen (und mit der vertraglichen Verpflich-
tung der Betriebe, eine Unterkunft zu stellen), ging auch einher, 
dass die türkischen „Gastarbeiter“ in der Regel in Arbeitsun-
terkünften lebten und ihr hier verdientes Geld nicht für Woh-
nungen oder gar kulturelle Vergnügungen ausgaben. Dazu kam 
die in Deutschland weit verbreitete eigentümliche Vorstellung, 
Angehörige bestimmter Nationalitäten wären jeweils für spe-
zielle Aufgaben besonders geeignet, Türken beispielsweise in 
der Metallverarbeitung. Ergänzt dadurch, dass es leichter zu 
organisieren war, geschlossene Gruppen einer Nationalität zu 
beschäftigen, führte dies beispielsweise dazu, dass ca. 12.000 
Türken – etwa ein Drittel der Gesamtbelegschaft – 1973 bei 
Ford in Köln eingesetzt waren. Dass neben der von Deutschen 
gewollten Beschäftigung in national einheitlichen Gruppen die 
ausländischen Arbeiter auch den verständlichen Wunsch heg-
ten, fern der Heimat möglichst unter Landsleuten zu sein, spielt 
dabei ebenfalls eine Rolle. Unter all diesen Voraussetzungen 
funktionierte, wenig überraschend, Integration nicht von selbst. 
Ebenfalls trug dazu bei, dass die kulturellen Unterschiede 
für Türken besonders groß waren und es keine nennenswer-
ten oder erfolgreichen Initiativen von staatlicher Seite gab, in 
Deutschland entsprechende Angebote zu schaffen.

Als sich zum Ende der 1960er-Jahre die Wirtschaftslage ver-
schlechterte, stellten die Türken die größte Zahl der „Gastar-
beiter“ in Deutschland. Und dass sie nun, da der Arbeitskräfte-
bedarf sank, eben nicht wieder in die Türkei gingen, folgte einer 
einfachen Logik: Ihr Risiko, danach nicht wieder zum Geldver-
dienen nach Deutschland kommen zu können, war bei fehlender 
Nachfrage ja enorm. Tatsächlich warteten in der Türkei 1973 
rund eine Million Menschen auf einen Arbeitsplatz in Deutsch-
land – unter diesen Voraussetzungen in die Türkei zurückzukeh-
ren wäre eine endgültige Entscheidung gewesen.

Italienische „Gastarbeiter“ befanden sich inzwischen in einer 
deutlich komfortableren Situation, da Italien Teil der Europäi-
schen Gemeinschaften (EG) war und so zahlreiche Regelungen 
für Italiener nicht galten. Sie konnten sich also ohne weiteres 
Risiko recht flexibel der Nachfrage auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt anpassen. Auch in puncto Integration waren sie im 
Vorteil: Ihnen standen erheblich mehr Betreuungsangebote 
zur Verfügung, die kulturellen Unterschiede waren bedeutend 
geringer als zwischen Türken und Deutschen, die Kirche bei-
spielsweise spielte dabei eine wichtige Rolle. Außerdem wurde 
die Akzeptanz der Italiener auch durch die wachsende Italien-
begeisterung der Deutschen in Tourismus und Gastronomie 
gefördert: Eisdielen und italienische Restaurants wurden als 
Symbol des deutschen Wohlstandes angenommen und Italiener, 
oft klischeehaft, mit positiven Vorstellungen verknüpft.

Dass die „Gastarbeiter“ aus der Türkei die größte Gruppe an 
Arbeitsmigranten stellten, als sich die Wirtschaftslage ver-
schlechterte und kulturelle Unterschiede hier offenkundiger 
waren, ließ dann aus dem „Ausländerproblem“ in Deutsch-
land schnell ein „Türkenproblem“ werden. Ihre Anwesenheit 
in Deutschland bediente nicht mehr die ursprüngliche Kos-
ten-Nutzen-Rechnung des Gastarbeitergedankens und die in 
diffusen Ängsten begründete Ablehnung verfestigte, was in-
zwischen lauthals kritisiert wurde: Integration fand kaum statt. 
Geschürt wurden jene Ängste dann noch dadurch, dass die nun 
hier befindlichen „Gastarbeiter“ womöglich in größerem Stile 
ihre Familien nachholen könnten; was ja dann auch tatsächlich 
geschehen sollte.

Trotz aller Befürchtungen (der SPIEGEL-Artikel beispielsweise 
lässt kaum ein Schreckensszenario aus) sollte es am Ende ganz 
und gar nicht zum großen Zusammenbruch kommen. Jenen, 
die damals als „Gastarbeiter“ nach Deutschland aufbrachen 
und blieben, folgten Generationen, die wir heutzutage ohne zu 
überlegen als „Deutsche“ bezeichnen – obwohl es noch lange, 
lange brauchte, bis man in Deutschland verstanden hatte, dass 
Integration weder „einfach passiert“ noch einseitig einzufordern 
oder ein Luxus wäre, auf den man verzichten könnte. Dass dabei 
die ursprüngliche „Gastarbeiter“-Idee schon grundsätzlich ei-
ner irrigen Annahme folgte, brachte Max Frisch bereits 1965 auf 
den Punkt: „Wir riefen Arbeitskräfte, und es kamen Menschen“.

„WIR RIEFEN 
ARBEITS-
KRÄFTE, UND 
ES KAMEN 
MENSCHEN“
Max Frisch, 1965
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Rainer Monz

ist Pfadivater und Lehrer (u.a. für 
Geschichte) und würzt die Schul-
ausflüge nach Prag gerne mit 
spannenden Episoden über die 
deutsche Botschaft und die inner-
deutsche Flucht.

26 JAHRE MAUERFALL

Der Mauerfall: für alle Schüler von heute schon ein Ereignis 
vor ihrer Geburt, ihnen nur vor Augen geführt durch die immer 
gleichen, unglaublichen Bilder von damals – dieses fassungslose 
Glück, das von den Grenzübergängen Berlins bis in die Wohnzim-
mer der meisten Deutschen reichte. Gänsehaut pur. Noch heute. 
Was war geschehen?

Tatsächlich war in jenem Sommer, nach der demonstrativen 
Durchtrennung eines Stacheldrahtes an der österreichisch-un-
garischen Grenze durch die beiden Außenminister, ein Prozess 
in Gang gekommen, der sich unaufhaltsam fortentwickelte. Die 
Grenze, die Europa trennte, schien sich zu öffnen. 

Viele DDR-Bürger, insbesondere auch junge Familien, sahen jetzt 
ihre Chance. Sie hätten es kaum zu denken gewagt, jetzt wagten 
sie den Sprung in den Westen. Sie fuhren als Sommerurlauber 
nach Ungarn, ließen an der Grenze alles zurück und schlugen sich 
durch in Richtung Westen. Für sie hieß es, entweder durchschlüp-
fen oder als Verräter am Sozialismus für Jahre ins Gefängnis ge-
hen. Andere stürmten die bundesdeutschen Botschaften in Prag 
und Warschau: das ist noch einmal eine eigene Geschichte.

Diese Bewegung, die Hunderttausende erfasste, trieb die Politik 
vor sich her. Atemlos war sie vor immer neue nie dagewesene 
Situationen gestellt. Das sollte bis zum Vollzug der Wiederverei-
nigung Deutschlands am 3. Oktober 1990 so bleiben. Die Bevölke-
rung („das Volk“) hatte gesprochen. Der Staat, den seine Jugend 
verließ, hatte ausgespielt. Dabei war er doch einmal gegründet 
worden als „das bessere Deutschland“, das die Krankheiten und 
Fehler der deutschen Gesellschaft ein für alle Mal beseitigen und 
den Traum des Sozialismus von einer Gesellschaft der Gleichen 
verwirklichen sollte. 

# deutsche Zeitgeschichte
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WAS BEWEGTE DIE DDR-BÜRGER DAZU DIESEN STAAT AUFZUGEBEN?

Als Bürger des ehemaligen deutschen Weststaates kann ich eine Antwort nur ver-
suchen, denn ich weiß nicht, wie es sich anfühlt, in einer Diktatur zu leben.

Vermutlich waren die flüchtenden DDR-Bürger es leid, in einem Staat zu leben, der 
zu wissen meinte, was für seine Bürger richtig war und was falsch, der sich in ihr 
Privatleben einmischte, Widerspruch und von der Parteilinie abweichende Meinun-
gen prinzipiell politisch bekämpfte. Vermutlich fühlten sie, dass der sozialistische 
Traum längst verwelkt und vertrocknet war. Vermutlich spürten sie den Stillstand 
ihrer Gesellschaft und die Unterschiede zu ihrem westlichen Bruderstaat. Ange-
sichts dessen wurden Mauer, Stacheldraht und Reisebeschränkungen für einige 
Menschen unerträglich. Erwiesene Wahlfälschungen, die Reformbestrebungen in 
der Sowjetunion und das Loch im Eisernen Vorgang taten ein Übriges. 

Es gibt jetzt diesen Staat nicht mehr, der sich so sehr um seine Bürger kümmerte, 
dass sie keine Bewegungsfreiheit mehr empfanden. Heute sind wir frei, uns selbst 
um uns kümmern. Und etwas Gutes daraus zu machen. 
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Holde Hell

vom Pfadfinderbund Welten-
bummler ist seit kurzem selbst 
Mutter und lebt in der Nähe von 
einem größeren „Auffanglager“, 
in einer Stadt, in der es „bunt“ 
und zugleich „braun“ zugeht. 
Nach längerem Überlegen plant 
sie eine „Vormundschaft“ für ei-
nen unbegleiteten Minderjähri-
gen zu übernehmen.

AKTUELLE SITUATION IN 
DEUTSCHLAND IM JAHR 
2015, KALENDERWOCHE 42

Kaum zu glauben, dass so viele Menschen nach Deutschland 
wollen. Und das nur, weil unsere Bundeskanzlerin verkündet 
hat „wir weisen keinen ab“? Weil solche Aussagen dann per 
Flüsterpost weitergetragen werden? Das glaube ich nicht! Ich 
bin viel eher der Meinung, dass viele Menschen sich einfach 
nach Frieden sehnen, nach einer durchgeschlafenen Nacht 
ohne Angst und einem geregelten Tagesablauf. Deshalb machen 
sich viele Menschen aus Gebieten, in denen so ein Leben, 
das für uns ganz normal ist, nicht möglich ist, auf den Weg in 
eine bessere Zukunft. Und wenn die Vorurteile gegenüber der 
deutschen Kultur (Verbindlichkeit, Pünktlichkeit, etc.) betrach-
tet werden, ist dieses Land ein sehr attraktives Ziel. Öffentliche 
Aussagen, die diese Menschen willkommen heißen und nicht 
„sofort abweisen“, fördern die Entscheidung es in Deutsch-
land zu versuchen. Deutschland hat immer wieder Wellen von 
Flüchtlingen integrieren können, unabhängig davon, ob es jetzt 
sogenannte Wirtschaftsflüchtlinge oder Menschen, die aus 
Kriegs- oder Krisengebieten fliehen, sind. Und das ist gut so, 
denn das bedeutet, wir haben die genannten Probleme nicht!

Verlässliche Zahlen zu Flüchtlingen zu bekommen, ist schwie-
rig. Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) liegt 
lediglich die Zahl der Asylanträge vor: Von Januar bis Ende 
August 2015 waren es bundesweit 256.938 Anträge. Die tatsäch-
liche Zahl der neu angekommenen Flüchtlinge liegt aber weit 
darüber.

# deutsche Zeitgeschichte
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WAS GESCHIEHT HIER, WENN DIE MENSCHEN BEI UNS ANKOMMEN?

Eine Freundin von mir arbeitet in einer Erstaufnahmestelle in Nürnberg. Sie hat 
mir erzählt, was auf die von der Flucht geschundenen Menschen hier zukommt:

Unterbringungen, die weder für die Menge der Menschen noch für alle Jah-
reszeiten geeignet sind und in denen Personal fehlt, um die Neuankömmlinge 
einzuweisen.

Keine Möglichkeit die Erlebnisse der Flucht zu verarbeiten. Es gibt zwar psy-
chologische Dienste, aber diese sind oft nur mit halben Stellen versehen und 
zusätzlich für die Betreuung der Angestellten zuständig. 

Fremdenfeindlichkeit, die von Angst, Hass, Vorurteilen oder mangelnden Infor-
mationen genährt wird.  

Keine Möglichkeit für die Flüchtlinge, zu beweisen, dass sie eine Bereicherung 
für Deutschland sein könnten. Sie dürfen hier, solange ihr Status nicht geklärt 
ist, nicht arbeiten. Stattdessen sitzen sie zusammen mit Menschen verschie-
dener Nationalitäten und Traditionen auf engstem Raum und können nichts 
machen als warten. Dass dies lange dauern kann, wird vom Bamf bestätigt, es 
können Wochen oder sogar Monate vergehen, bis ein Flüchtling überhaupt einen 
Asylantrag stellen kann. Nach Angaben des Leiters des Bundesamts für Migra-
tion und Flüchtlinge dauert es von der Erfassung als Flüchtling bis zum Asylbe-
scheid in zwei Dritteln der Fälle fünf Monate. Fünf Monate, in denen fast nichts 
getan werden darf. 

Es macht mich stolz wenn ich sehe, wie sich Menschen spon-
tan für ankommende Personen einsetzen und diese mit dem 
Nötigsten versorgen. Ich freue mich zu hören, wenn Kollegen 
erzählen, sie haben jetzt sechs „Familien“ bei sich im Dorf, und 
nach Kleidung etc. für diese Leute fragen. Wie sie es bedauern, 
wie schwer es ist, ihnen Arbeit zu verschaffen, und wie schlimm 
es ist mit anzusehen, wenn diese Menschen nicht raus können 
oder sich nicht raus trauen. 

Wenn Freunde sich beruflich umorientieren und plötzlich in ei-
ner Wohngemeinschaft für unbegleitete Minderjährige arbeiten. 
Wenn sie nach den Gründen gefragt werden und ganz spontan 
antworten: „ach, solange ich keine Familie habe, kann ich das 
gut machen. Diese Jugendlichen können unsere Zukunft sein, 
wenn wir sie nur auffangen.“

Es macht mir Hoffnung, dass nicht nur darauf gewartet wird, 
dass die Regierungsvertreter eine Idee entwickeln, um etwas zu 
bewegen, sondern dass auch privat mit Mitgefühl und Verstand 
nach Lösungen für den jetzigen Zustand gesucht wird. 

DIE GUTE NACHRICHT: ES GEHT AUCH MENSCHENFREUNDLICH UND SOZIALVERTRÄGLICH!
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Suse Watterott

lebte im Februar/ März 2014 im 
Rahmen eines Arabischkurses 
vier Wochen in und mit einer 
saharauischen Familie im Flücht-
lingslager El Aaiún.ENDSTATION FLÜCHTLINGSLAGER?

JAHRZEHNTELANGES HARREN IM SAND - 
DIE VERGESSENEN FLÜCHTLINGE DER WESTSAHARA

„Die Zeltlager der sahraouischen Flüchtlinge […] stehen in der unwirtlichsten aller Wüs-
ten. Es ist weite Leere, umgeben von Leere. Dort wachsen nur Steine. Trotzdem ist es den 
Sahraouis in dieser ausgedörrten Gegend gelungen, die offenste Gesellschaft und die am 
wenigsten «machista» der islamischen Welt aufzubauen. Die Sahraouis warten. Sie sind zu 
lebenslanger Angst und Sehnsucht verurteilt. Die Zeltlager der Flüchtlinge tragen die Na-
men der Ortschaften, die ihnen geraubt wurden, die Namen der Orte, wo sie sich getroffen 
haben, die Namen ihrer geliebten Plätze: El Ayoun, Smara...
Sie selbst nennen sich die Kinder der Wolken, weil sie als Nomaden stets dem Regen folg-
ten. Seit [über] dreißig Jahren sind sie nun auf der Suche nach Gerechtigkeit, die in unserer 
heutigen Welt noch seltener zu sein scheint als Wasser in der Wüste.“

Eduardo Galeano (Schriftsteller, Uruguay)

Ganz im Süden Algeriens, nahe Tindouf, an den Grenzen zu 
Marokko, Mauretanien und Westsahara und fast 1000 Kilome-
ter zur nächsten algerischen Stadt – in einer mondgleichen 
Landschaft aus Sand und Stein – leben seit 1975 über 165.000 
saharauische Flüchtlinge in vier Lagern. Diese sogenannten 
Wilayas (Zeltstädte) gliedern sich wieder in Dayra (Zeltdör-
fer/ Gemeinden), welche sich wiederum aus je vier Hay (span. 
Barrios, Nachbarschaften/Quartiere) zusammensetzen. Dort 
leben die Menschen mit ihren Familien in Heymas (Zelten) und 
Lehmhütten, in sehr spartanischen Verhältnissen. Strom gibt 
es nur vereinzelt über Solargeneratoren. Die Versorgungssitu-

ation ist ein permanentes Problem. Wasser – gelb-milchig und 
salzig-stumpf schmeckend - wird über tiefgebohrte Pumplei-
tungen oder mit Hilfe großer Tankwagen aus anderen Teilen 
Algeriens angeliefert. Die extremen klimatischen Bedingungen 
mit bitterkalten Winternächten und Temperaturen im Sommer 
über 50° C im Schatten, intensivste Sonneneinstrahlung und 
dauernde Sandstürme machen eine eigene Versorgung nahezu 
unmöglich. Ein Überleben ohne die Unterstützung internatio-
naler Hilfsorganisationen sowie einiger im Ausland arbeitender 
Familienangehörigen wäre für die Saharauis nicht möglich.

# Internationales
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Die saharauischen Lager weisen die geringste Analphabetenra-
te des gesamten afrikanischen Kontinents auf. Dennoch sind die 
Lernbedingungen prekär. Die Kinder werden in Grund- und Se-
kundarschulen von teilweise unausgebildeten Lehrern und ohne 
die benötigten Materialien unterrichtet. Weiterführende Schulen 
und Ausbildungsmöglichkeiten gibt es in den Flüchtlingslagern 
nicht. Mit Hilfe zwischenstaatlicher Vereinbarungen und Stipen-
dien können manche junge Saharauis weiterführende Schulen 
in Algerien besuchen oder gar ein Studium in Libyen oder Kuba 
aufnehmen. Dann sind sie zwar gebildet, aber können nichts mit 
ihren Abschlüssen und Diplomen anfangen. Die meisten kehren 
nach ihrem Abschluss in die Lager zurück und unterrichten 
dort. Dadurch erhöht sich zwar der Bildungsstandard, aber 
eine Wirtschaft mit Arbeitsplätzen ist praktisch dennoch nicht 
existent. Die junge Generation, besonders natürlich diejenigen, 
die keine Chance im Ausland bekommen, ist angesichts dieses 
aussichtslosen Lebens in den Wüstenlagern und der totalen Ab-
hängigkeit von außen überaus frustriert. Der Alltag ist schlicht-
weg trist und nagt an der psychischen Gesundheit.

Heute, mehr denn je, sind so die Saharauis hin- und herge-
rissen zwischen der Forderung nach pragmatischen Verbes-
serungen des Alltags in den Flüchtlingslagern und nach der 
Rückkehr auf ihr  Siedlungsgebiet in einen unabhängigen Staat 
Westsahara.

Die meisten dachten wohl, sie würden bald in ihre Heimat zu-
rückkehren, als 1975 Marokko den größeren Teil der Westsaha-
ra besetzte und mit einem 1.200 Kilometer langen und vermin-
ten Wall aus Sand und Stein abgeriegelte.

In diesem Jahr sollte die ehemalige spanische Kolonie in die 
Unabhängigkeit entlassen werden. Doch noch bevor die saha-
rauische Bevölkerung in einem Volksentscheid über ihre Unab-
hängigkeit abstimmen konnte, drang die marokkanische Armee 
in die nördliche und die mauretanische Armee in die südliche 
Westsahara ein. Die 1973 mit dem Ziel durch bewaffneten 
Kampf gegen die spanische Besatzung die Unabhängigkeit zu 
erreichen, gegründete Befreiungsfront Frente Polisario stellte 
sich, unterstützt von Algerien, gegen Marokko und Mauretanien. 
Mit Erfolg: Mauretanien verzichtete 1979 auf die besetzten Ge-
biete. Marokko jedoch konnte die Unabhängigkeitskämpfer der 
Polisario zurückdrängen. Nur ein schmaler Streifen im südli-
chen Teil der Westsahara blieb unter ihrer Kontrolle.

Der Großteil der saharauischen Zivilbevölkerung rettete sich 
aus den Städten und den dort begangenen Gräueltaten, wurde 
aber im Landesinneren mit Napalm und weißem Phosphor 
bombardiert. Viele Familien verloren sich im Chaos aus den Au-
gen, wurden während dieser Wirren getrennt. Wem es gelang, 
der schlug sich durch die Wüste und fand Zuflucht in den süd-
algerischen Flüchtlingslagern, in denen noch heute ein Großteil 
der saharauischen Bevölkerung lebt.
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Nach einem jahrelangen und auszehrenden Krieg kam 
es unter Vermittlung der Vereinten Nationen 1991 zwar 
zu einem Waffenstillstand, und von der UNO wurde ein 
Referendum in Aussicht gestellt. Die Bevölkerung sollte 
über die Unabhängigkeit entscheiden. Die Polisario war 
bereit sich aufzulösen, wenn eine Mehrheit Marokko 
den Vorzug geben sollte.  Bis heute jedoch wurde den 
Bewohnern der Westsahara und den Flüchtlingen eine 
Abstimmung über die politische Zukunft verweigert. Der 
UNO-Sicherheitsrat verabschiedet in unregelmäßigen 
Abständen eine Verlängerung des sog. MINURSO-Man-
dats („UN-Mission für ein Referendum in der Westsaha-
ra“).

Dieser höchst komplexe Konflikt ist nach wie vor un-
gelöst. Selbst optimistisch Denkende rechnen in naher 
Zukunft nicht ernstlich mit einem Rückzug Marokkos aus 
der Westsahara.

Die saharauische Bevölkerung lebt weiterhin in den 
Flüchtlingslagern oder in dem von Marokko besetzten 
Gebiet, wo von anhaltenden Menschenrechtsverletzun-
gen wie willkürliche Festnahmen, Folterungen, unfairen 
Gerichtsverfahren und Verschwinden von Menschen 
berichtet wird.

„Ich möchte in Würde leben“, proklamiert die pro-saha-
rauische Bürgerrechtlerin und Menschenrechtsaktivistin 
Aminatu Haidar1. Noch setzen sie und viele Saharaui auf 
einen diplomatischen und friedlichen Widerstand. Mit 
kreativen Aktionen, um die internationale Aufmerksam-
keit auf ihre Situation zu lenken und um dem Leben in 
dieser kargen Einöde einen Sinn und eine Richtung zu 
geben, veranstalten sie jährlich z.B. das Filmfestival Fi-
Sahara oder den Sahara-Marathon der durch drei Lager 
führt und einen großen Anteil internationaler Läufer an-
zieht, die mit ihrer Teilnahme den saharauischen Protest 
unterstützen.
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URALT UND DENNOCH KEIN ENDE IN 
SICHT: DER NAHOSTKONFLIKT

Mit Sicherheit wird die Geschichte des „Heiligen Landes“ das 
Leben jedes Einzelnen von euch schon einmal berührt haben, 
sei es durch Freundschaften oder Reisen, sei es durch Weih-
nachtslieder, die die Ereignisse von vor 2000 Jahren in Bethle-
hem besingen, oder sei es durch die Nachrichten, die von den 
neuerlichen Eskalationen im Nahen Osten berichten. Verfolgt 
man genau diese Berichte über den sogenannten Nahostkon-
flikt, stellt man sich häufig die Frage, was eigentlich die Ursa-
che für den seit Jahrhunderten bestehenden Konflikt bildet und 
wieso seither keine Lösung gefunden werden konnte.

Der folgende Artikel ist ein Versuch, die Hintergründe des Nah-
ostkonflikts in einer Kürze zusammenzufassen, die der Kom-
plexität der Jahrtausende alten Geschichte zwischen Israel und 
Palästina nicht gerecht werden wird. Stattdessen geht es um 
einen ersten Einstieg, der darauf ausgelegt ist, euer Interesse 
für eine geschichtlich so weit zurückliegende und gleichzeitig so 
aktuelle Thematik zu wecken, sodass ihr euch am Ende selbst 
die Fragen stellt: „Gibt es eine Lösung, durch die alle Menschen 
in dieser Region in Frieden leben können? Und wie könnte diese 
Lösung aussehen?“.

Jule Lentzen

studiert Wirtschaftsingenieurwe-
sen an der TU Berlin und reiste 
2012 im Rahmen einer politischen 
Studienreise der Middle East Ex-
cursion nach Israel und Palästina.

Machen wir zunächst einen großen Zeitsprung in die Vergangenheit: Im Jahre 70 unserer Zeit-
rechnung wurde der Staat der Juden in Palästina von den Römern zerstört und seine Bewoh-
nenden in viele Teile der Welt zerstreut. Daraufhin wurden die Juden Jahrhunderte lang in sehr 
vielen Ländern, in denen sie lebten, gesellschaftlich ausgeschlossen und verfolgt, sodass in ihnen 
zunehmend der Wunsch nach der Errichtung eines eigenen Staates in ihrem ursprünglichen Hei-
matland wuchs. Jedoch waren unter den Bewohnenden Palästinas inzwischen nur noch wenige 
Juden, sondern in der Mehrzahl Moslems, ein Teil von ihnen auch Christen. Als zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts immer mehr jüdische Einwanderer nach Palästina kamen, wurde der Grundstein 
für den heutigen Nahostkonflikt gelegt. Vor allem während des Holocaust flohen viele Juden vor 
dem nationalsozialistischen Terror nach Palästina. Großbritannien, das nach dem Ersten Welt-
krieg vom damaligen Völkerbund das Mandat erhalten hatten, Palästina zu verwalten, genehmigte 
zunächst die Einwanderungen. 

# Internationales
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Nach 1949 kam es zu vier weiteren israelisch-arabischen Krie-
gen, jeweils mit unterschiedlicher Besetzung der israelischen 
Gegner (Sinai Feldzug, Sechstagekrieg, Jom-Kippur-Krieg und 
der Libanonfeldzug). 1964 wurde die Palästinensische Befrei-
ungsorganisation (PLO) gegründet, die seitdem die Errichtung 
eines eigenen Staates für die Palästinenser fordert.  1988 dann 
rief der Palästinensische Nationalrat im Exil in Algier unter Yas-
sir Arafat einen palästinensischen Staat aus. Die Hoffnung der 
Palästinenser auf eine allgemeine internationale Anerkennung 
dieses Staates erfüllte sich jedoch nicht.

Mit einer Vielzahl von Verhandlungen und Verträgen zwi-
schen Israel und den angrenzenden arabischen Staaten wurde 
versucht, die Spannungen im Nahen Osten zu mindern. Unter 
norwegischer Vermittlung vereinbarten Israel und die PLO in 
Geheimverhandlungen zwischen 1993 und 1995 die gegensei-
tige Anerkennung sowie ein Abkommen über die Teilautono-
mie der palästinensischen Gebiete im Westjordanland und im 
Gazastreifen. 

Die Realisierung dieser Abkommen stieß allerdings sowohl in 
Israel als auch in der palästinensischen Bevölkerung auf großen 
Widerstand, der sich seither mit terroristischen Anschlägen 
auf Seiten der Palästinenser und militärischen Reaktionen der 
israelischen Streitkräfte äußert. Im Herbst 2012 wurde Paläs-
tina u.a. gegen den Widerstand Israels und der USA als Beob-
achterstaat der Vereinten Nationen zugelassen. Die Palästinen-
ser streben weiterhin eine UN-Vollmitgliedschaft des Staates 
Palästina an. Das geht aber nur über den UN-Sicherheitsrat, 
und da blockieren u.a. die USA. Bisher haben weltweit etwa 135 
Länder Palästina als souveränen Staat anerkannt. Die meisten 
westlichen Länder jedoch vertreten wie die USA oder Deutsch-
land die Auffassung, dass ein palästinensischer Staat erst nach 
einer Friedenslösung mit Israel anerkannt werden sollte.

 Aufgrund der zunehmenden Gewalt in Palästina 
übergab die britische Regierung jedoch 1947 
ihr Mandat an die neu gegründeten Vereinten 
Nationen (UN). Die UN stimmte in einer Gene-
ralversammlung am 29. November 1947 mit 
einer Zweidrittelmehrheit für eine Teilung des 
Landes in einen arabischen und einen jüdischen 
Staat – ein Plan, den die jüdische Seite größten-
teils begrüßte, der von der übrigen arabischen 
Bevölkerung aber abgelehnt wurde. Unmittelbar 
nachdem die Briten im Mai 1948 abgezogen 

waren und David Ben Gurion am 14. Mai 1948 die 
israelische Unabhängigkeitserklärung und damit 
den unabhängigen Staat Israel ausgerufen hatte, 
erklärten die fünf arabischen Staaten Ägypten, 
Syrien, Jordanien, Libanon und Irak Israel den 
Krieg (1. Israelisch-Arabischer-Krieg). Ziel der 
Kriegserklärung seitens der arabischen Staa-
ten war es, die Festigung des Staates Israel zu 
verhindern. Jedoch gelang es stattdessen Israel 
mehr Land zu besetzen, als ihm im Palästinatei-
lungsplan der UN zugesprochen worden war.
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Quellen:
Auswärtiges Amt (Hrsg.) (2015): Der Nahostkonflikt. Online 
abgerufen unter: www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussen-
politik/RegionaleSchwerpunkte/NaherMittlererOsten/Isra-
elPalaestinensischeGebiete/IsraelischPalaestinensischer-
Konflikt.html (11.10.2015)
bpb, Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) (2008a): 
Israelisch-palästinensische Streitfragen. Online abgerufen 
unter: www.bpb.de/izpb/9609/israelisch-palaestinensi-
sche-streitfragen?p=0 [11.10.2015].
bpb, Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) (2008b): 
Karten. Online abgerufen unter: www.bpb.de/izpb/9617/
karten [11.10.2015].
bpb, Bundeszentrale für politische Bildung (2013): Nahost-
konflikt. Online abgerufen unter: www.bpb.de/nachschla-
gen/lexika/das-junge-politik-lexikon/161437/nahostkonflikt 
[10.10.2015].

Zusammenfassend geht es im Kern um folgendes Problem: Die 
Palästinenser fordern die vollständige internationale Anerkennung 
eines eigenen Staats Palästina, die Israelis die Anerkennung des 
Staates Israel durch die gesamte arabische Liga. Mit internationaler 
Beteiligung wird bis heute um eine Lösung dieses Konflikts gerungen 
und versucht ein Abkommen zu erarbeiten, wobei im Ergebnis immer 
wieder die folgenden sogenannten sechs Endstatusfragen umstritten 
bleiben:

Den ersten Streitpunkt bildet die Stadt Jerusalem, die sowohl für die 
jüdischen Israelis als auch für die muslimischen Palästinenser eine 
hohe religiöse Bedeutung hat und von beiden Seiten gleichermaßen 
als Hauptstadt beansprucht wird. In Jerusalem stehen die Klagemau-
er der Juden und der Tempelberg der Muslime.

Den zweiten entscheidenden Konfliktaspekt stellen die palästinensi-
schen Flüchtlinge dar. Etwa eine Dreiviertelmillion palästinensische 
Araber flüchteten in den kriegerischen Auseinandersetzungen seit 
1948 aus dem heutigen Gebiet des Staates Israels oder wurden von 
dort vertrieben. Ein Großteil von ihnen fand Unterkunft in Flüchtlings-
lagern des Libanon, im Westjordanland und Jordanien, in Ägypten und 
im Gaza-Streifen. Die arabischen Staaten haben die Palästinaflücht-
linge kaum integriert; bisher hat nur Jordanien den Flüchtlingen auf 
seinem Gebiet die jordanische Staatsbürgerschaft angeboten.

Im Fall einer Zwei-Staaten-Lösung bildet die Festlegung der Grenzen 
des Staates Israel und eines zukünftigen palästinensischen Staa-
tes den dritten Hauptstreitpunkt. Israel versucht derzeit, die Grenze 
unilateral festzulegen, allerdings nicht entlang des im Jahr 1967 
festgelegten Grenzverlaufs, den die palästinensische Seite als legitim 
akzeptiert. Stattdessen verändert Israel die Grenze zu seinen Gunsten.

Des Weiteren behindern die israelischen Siedlungen den Weg zu ei-
nem Friedensabkommen. Derzeit leben circa 400.000 jüdische Siedler 
im Westjordanland und circa 200.000 in Ost-Jerusalem (Stand Ende 
2014). Obwohl bereits in mehreren Vereinbarungen der Ausbaustopp 
der israelischen Siedlungen festgelegt wurde, werden ungeachtet 
weiter große Siedlungsblöcke gebaut. Dieser Ausbau hat wiederum 
eine weitere Verkleinerung und Zergliederung des palästinensischen 
Gebietes zur Folge.

Fünftens gilt es durch ein Abkommen sowohl die Sicherheit des 
israelischen als auch eines zukünftigen palästinensischen Staates zu 
gewährleisten, indem gewaltsame Angriffe eines Staates beziehungs-
weise nichtstaatlicher Akteure auf das Gebiet des anderen unterbun-
den werden (diese Forderung richtet sich auch an Staaten wie Syrien 
und Libanon, die Israel bis heute nicht offiziell anerkannt haben).

Die letzte Frage dreht sich um die Ressourcenknappheit im Nahen 
Osten, die Wasser zu einem wichtigen Streitgegenstand im israe-
lisch-palästinensischen Konflikt ebenso wie in den Konflikten mit den 
Nachbarn Syrien und Libanon machen. Ein Abkommen müsste einen 
sicheren Zugang und eine gerechte Verteilung der Ressource Wasser 
für alle Bewohnenden der Region ermöglichen. 

Betrachtet man die lange geschichtliche Entwicklung und die vielen 
Streitpunkte, ist es ersichtlich, dass sich die Gewaltspirale im Nahen 
Osten weiterdrehen wird bis für die genannten Konfliktpunkte eine 
Lösung gefunden worden ist. 

Doch, gibt es eine Lösung, so dass alle Menschen in dieser Region in 
Frieden leben können? Und wie könnte diese Lösung aussehen?
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ANTIZIGANISMUS IN EUROPA  
EINE GESCHICHTE VON FLUCHT UND VERTREIBUNG VON 
SINTI UND ROMA

ANTIZIGANISMUS – EINE GRUNDSTRUKTUR 
DER EUROPÄISCHEN GESCHICHTE

Sinti und Roma leben als Minderheiten seit 600-1.000 
Jahren in Deutschland, sowie in fast allen europäi-
schen Ländern. Zu unterschiedlichen Zeiten wurde die 
Minderheit zum Sündenbock der Mehrheitsgesellschaft 
deklariert, was zu Ausgrenzung und Verfolgung führte. 
Einen traurigen Höhepunkt fand die Geschichte mit der 
Ermordung von 500.000 Sinti und Roma im Holocaust 
durch die rassistische Politik der Nationalsozialisten1. 
Antiziganismus2 bezeichnet eine spezifische Form des 
Rassismus, welche von einer langen Geschichte der 
Verfolgung und pauschalen Stigmatisierung gekenn-
zeichnet ist, sowie heute durch Diskriminierung, 
rassistische Hetze, strukturelle Ausgrenzung und 
politisch motivierte Gewalt gegen als Sinti und Roma 
wahrgenommenen Menschen in Erscheinung tritt. 
Antiziganismus, ein historisches Problem der Mehr-
heitsgesellschaft, stellt damit die zentrale Ursache von 
Ausgrenzung und Armut von Sinti und Roma dar. 

RASSISTISCHE HETZE GEGEN SINTI UND ROMA 
IM POLITISCHEN DISKURS

Sinti und Roma erfahren bis heute tagtäglich Vorurtei-
le, Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt. Politi-
sche Parteien in ganz Europa, nicht nur der extremen 
Rechten, sondern auch der politischen Mitte, nützen 
Ressentiments und Rassismus gegen Sinti und Roma, 
um Stimmen zu gewinnen. In der südwestbulgarischen 
Stadt Garmen nahmen im Sommer 2015 durch einen 
rassistischen Wahlkampf im Rahmen der Kommunal-
wahlen die ethnischen Spannungen zu3. Dies führte zu 
rassistischen Ausschreitungen gegen Roma, und die 
Stadtverwaltung begann zur angeblichen Konfliktlö-
sung die Roma aus der Stadt zu vertreiben und ihre 
Häuser zu zerstören. Rassismus und Rechtsextremis-
mus stellen nicht nur eine Bedrohung für die Sicherheit 
von Roma dar, sondern auch eine Gefahr für unsere 
demokratischen Gesellschaften. 

In den politischen Diskussionen im Sommer 2015 
taucht immer wieder die polarisierende Meinung 
auf, es gebe „gute“ und „schlechte“ Flüchtlinge. Die 
„schlechten“ Flüchtlinge kommen aus den Ländern des 
Westbalkan, sind oft Roma und kommen angeblich nur 
wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage in ihren 
Heimatländern nach Deutschland, weshalb sie kein 
Asylrecht haben und sofort abgeschoben werden soll-
ten. Folgt man einer solchen Position, wird Politik auf 
dem Rücken einer Minderheit gemacht und eine anti-
ziganistische Politik der Ausgrenzung und Verfolgung 
fortgesetzt, die sowohl die reale Situation von Roma 
in den Westbalkanländern, als auch die politische und 
historische Verantwortung von Deutschland ignoriert. 

# Internationales
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STAATLICHE ZWANGSRÄUMUNGEN FÜHREN ZU FLUCHT 
UND VERTREIBUNG

In den letzten Jahren ist nicht nur eine starke Zunahme von ras-
sistischer Hetze und Gewalt gegen Sinti und Roma zu verzeich-
nen, sondern auch eine Zunahme von Vertreibungen von Roma in 
Osteuropa durch lokale, staatliche Behörden. In der ungarischen 
Stadt Miskolc wurden seit dem Sommer 2014 über 160 Roma 
Familien aus ihren Häusern vertrieben, unter dem Vorwand 
eines Infrastrukturprojektes. Weitere Familien sind nach wie vor 
bedroht. 4

Am 17. Dezember 2010 wurden 76 vorwiegend Roma Famili-
en ohne Vorwarnung und legale Prozedur aus dem Zentrum 
von Cluj-Napoca in Rumänien vertrieben, ihre Häuser wurden 
zerstört und sie wurden in staatlich finanzierte Siedlungen außer-
halb der Stadt neben der giftigen Müllhalde in Pata Rât ausge-
grenzt. 

Ausnahmsweise konnte im Sommer 2015 eine Zwangsräumung 
in Belgrad durch internationalen Protest verhindert werden, 
welche 53 Roma Familien in die Obdachlosigkeit getrieben hätte5. 
Die aus dem Krieg im Kosovo geflüchteten Familien lebten seit 
1999 in einer staatlich tolerierten, informellen Siedlung, ohne 
Aufmerksamkeit und Unterstützung für eine langfristige Pers-
pektive. Es entspricht einem typischen Muster von staatlichen 
Zwangsräumungen in letzter Zeit, dass Behörden kurzfristig 
drohen die Häuser mit sofortiger Wirkung abreißen zu lassen, 
ohne adäquat die Familien zu informieren und alternative Wohn-
möglichkeiten zur Verfügung zu stellen. Dies widerspricht den 
anerkannten rechtlichen Richtlinien der Vereinten Nationen für 
Zwangsräumungen.6

Romani Rose, der Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti 
und Roma, kommentiert die Entwicklung: „Es ist ein Skandal, 
dass lokale Behörden noch immer wirtschaftliche Profitinteres-
sen vor die elementarsten sozialen Rechte ihrer Bürger stellen 
und dass insbesondere Roma widerrechtlich mit staatlicher 
Gewalt aus Stadtzentren vertrieben und in die Obdachlosigkeit 
und Perspektivlosigkeit gezwungen werden. Das Menschenrecht 
auf Wohnraum wird permanent vor unseren Augen mit den Füßen 
getreten und zeigt den weit verbreiteten Rassismus in den staatli-
chen Behörden auf. Diese jahrzehntelange Entwicklung ist längst 
eine humanitäre Krise innerhalb von Europa und stellt eine der 
zentralen Ursachen von Flucht und Migration von Roma aus ihren 
Herkunftsländern dar.“7

4 www.amnesty.org/en/docu-
ments/eur27/1672/2015/en/
5 www.amnesty.org/en/docu-
ments/eur70/2132/2015/en/
6 OHCHR: Basic principles 
and guidelines on develop-
ment based evictions and 
displacement www.ohchr.org/
Documents/Issues/Housing/
Guidelines_en.pdf
7  Zentralrat Deutscher Sinti 
und Roma: Zentralrat fordert 

einen sofortigen Stopp der 
systematischen, gewalt-
samen Vertreibungen von 
Roma aus ihren Städten in 
Mittelost- und Südosteuro-
pa, Pressemitteilung vom 
22.07.2015, zentralrat.sinti-
undroma.de/content/down-
loads/presseschau/363.pdf 
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KUMULIERTE DISKRIMINIERUNG ALS VERFOLGUNGSGRUND

Zahlreiche Roma, insbesondere aus Rumänien und Bulgarien, machen 
Gebrauch von ihrem Freizügigkeitsrecht als Staatsbürger der Europä-
ischen Union und versuchen, oft gezwungenermaßen, in Westeuropa 
ein neues Leben aufzubauen, um Diskriminierung und strukturellem 
Rassismus zu entkommen. Auch in den Ländern des Westbalkans, die 
nicht zur Europäischen Union gehören, sehen sich viele Angehörige der 
Roma-Minderheit vielerorts einer derartig vielschichtigen und kumu-
lierten Diskriminierung ausgesetzt, die ein menschenwürdiges Leben 
völlig unmöglich machen. Nach der Qualifikationsrichtlinie des Asylver-
fahrensgesetzes wie auch nach der Genfer Flüchtlingskonvention kann 
diese kumulierte Diskriminierung als Verfolgungsgrund individuell 
gewertet werden. 

Die aktuellen Debatten über die Flüchtlinge aus dem Westbalkan sowie 
das neue Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz ignorieren völlig die 
menschenrechtliche Situation für Roma in den Ländern des Westbal-
kans. Nach dem Kosovokrieg, für den Deutschland eine große Verant-
wortung trägt, wurden zehntausende Roma als Binnenflüchtlinge im 
Kosovo, Mazedonien und Serbien ihrem Schicksal überlassen und leben 
bis heute in menschenunwürdigen Zuständen. Abschiebungen aus 
Deutschland und Westeuropa in den letzten 15 Jahren haben die Situa-
tion vor Ort oftmals verschlimmert, während die staatlichen Strukturen 
dort nicht fähig waren, selbst menschenwürdige Verhältnisse für die 
zehntausenden Binnenflüchtlinge zu gewährleisten.8

SCHLUSSFOLGERUNG UND PERSPEKTIVEN

Die aktuellen Bewegungen von Flucht und Migration bringen sicherlich 
zahlreiche Chancen und Herausforderungen für Europa. Wir dürfen 
aber nicht das Asylrecht weiter aushöhlen und Flüchtlinge in zwei 
Klassen aufteilen. Das Asylrecht muss auch in Zukunft ein individuelles 
Recht bleiben, welches Menschen zusteht, die vor Verfolgung und viel-
schichtiger Diskriminierung fliehen. Kinder, Jugendliche und Familien 
aus Südosteuropa, die seit Jahren in Deutschland leben, brauchen ei-
nen festen Aufenthalt und dürfen nicht in die Perspektivlosigkeit abge-
schoben werden, was den Kreislauf der antiziganistischen Strukturen, 
der Ausgrenzung und Migration fortsetzt. Gleichzeitig benötigen wir 
endlich einen starken politischen Willen in Europa und in den Ländern 
des Westbalkans, um die Fluchtursachen zu bekämpfen, insbesondere 
den strukturellen Antiziganismus.
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FLUCHT, VERTREIBUNG, VÖLKERMORD
DIE VERGESSENE MITVERANTWORTUNG DEUTSCHLANDS FÜR DEN 
KONFLIKT IN RUANDA

Wenn aktuell über die Gründe der Flucht nach Europa gespro-
chen wird, heißt es oft, die Menschen wollten von der sicheren 
Situation und der guten wirtschaftlichen Lage hierzulande 
profitieren. Die europäischen Staaten sind stolz darauf, dass 
zwischen ihnen seit langer Zeit Frieden herrscht. Sie fordern 
von anderen Ländern, ebenfalls für Sicherheit und Stabilität zu 
sorgen, damit die Flucht so vieler Menschen aufhört. Was in Eu-
ropa dagegen nicht so gerne gehört wird, ist, dass eine Verant-
wortung für viele der Kriege in Asien und Afrika besteht – und 
damit für Vertreibung, Flucht und Migration. Jahrhundertelang 
unterdrückten europäische Staaten weite Teile der Welt und 
beuteten sie als Kolonien aus. Auch Deutschland hatte mehrere 
Kolonien. Eine davon war das ostafrikanische Ruanda.

Als die ersten Berichte aus Ruanda nach Deutschland drangen, 
war die Rede von zwei eindeutig zu unterscheidenden Bevölke-
rungsgruppen, die dort ansässig seien. Über die Tutsi hieß es, 
sie seien „schöne, groß gewachsene, edle Gestalten mit intelli-
genten Gesichtern“. Die Hutu wurden dagegen als „untersetzt, 
dumm und hässlich“ beschrieben. Die Deutschen gingen davon 
aus, dass die Tutsi vor langer Zeit als Hirten aus Nordafrika 

nach Ruanda eingewandert sein müssten. Dort hätten sie dann 
die ihnen angeblich kulturell unterlegenen Hutu, die Ackerbau 
betrieben, unterworfen. Mit dieser einfachen Geschichte ver-
suchten sich die Kolonialherren die vielschichtige Gesellschaft 
Ruandas verständlich zu machen. Inzwischen ist die Theorie 
einer Einwanderung der Tutsi wissenschaftlich weitestgehend 
widerlegt. Was als deutsches Hirngespinst begann, wurde aber 
bald zur Realität. Als das Land nach und nach unter direkte 
Herrschaft genommen wurde, stützten sich die Deutschen 
überall auf die Tutsi, die sie als „natürliches Herrenvolk“ ansa-
hen. Die Hutu dagegen wurden immer stärker unterdrückt.

Als Folge des Ersten Weltkriegs verlor das Deutsche Reich 1918 
alle seine Kolonien. Diese wurden aber nicht unabhängig, son-
dern kamen unter die sogenannte Mandatsverwaltung anderer 
europäischer Länder. Belgien bekam Ruanda als Mandatsgebiet 
zugesprochen und übernahm die Herrschaftsstruktur der Deut-
schen. Weiterhin waren es die Tutsi, die mit den Kolonialherren 
zusammenarbeiteten und dafür viele Vorteile erhielten. Die 
Hutu blieben in der Position der Unterdrückten.

# Internationales
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In den 1950er Jahren entstanden in vielen afrikanischen Koloni-
en starke Unabhängigkeitsbewegungen, die sich dafür einsetz-
ten, nicht mehr von Europa aus regiert zu werden. Sie forderten 
das Wahlrecht und die Möglichkeit, über ihre Regierungen 
selbst entscheiden zu können. Die europäischen Kolonialmäch-
te, die selbst fast alles Demokratien waren, weigerten sich, den 
Afrikanern die gleichen Rechte zuzusprechen. Als aber auch 
die USA und Russland anfingen, sich für die Unabhängigkeit 
der Kolonien auszusprechen, schufen die ersten afrikanischen 
Staaten Tatsachen und erklärten sich für unabhängig.

Belgien versuchte die Unabhängigkeitsbewegung in Ruanda 
zu unterdrücken, indem es die Gruppen der Hutu und der Tutsi 
noch weiter gegeneinander ausspielte. Aber auch das half ihnen 
nichts, und 1962 mussten sie Ruanda in die Freiheit entlassen. 
Allerdings hatten es die Belgier geschafft, das Land tief zu 
spalten. Die Hutu waren nach mehr als einem halben Jahrhun-
dert der Unterdrückung wenig kompromissbereit und wollten 
nun die Herrschaft übernehmen. Da sie über 80 Prozent der 
ruandischen Bevölkerung ausmachten, konnten sie die Tutsi, 
die vorher mit Unterstützung der Kolonialmächte die Kontrolle 
ausgeübt hatten, zurückdrängen. Dabei kam es zu Fällen von 
Rache an den ehemaligen Unterdrückern. Die Deutschen und 
Belgier waren zwar die eigentlichen Verantwortlichen für die 
Ungerechtigkeit, die die Hutu erlebt hatten, aber sie waren nicht 
mehr in Ruanda. Deswegen entlud sich die aufgestaute Wut 
gegen die Tutsi.

Die Situation zwischen den beiden Gruppen blieb in den folgen-
den Jahrzehnten angespannt. Innerhalb der Hutu entstanden 
radikale Gruppen, die sich gegen ein Zusammenleben mit den 
Tutsi aussprachen. Als 1994 der ruandische Präsident Juvénal 
Habyarimana bei einem Attentat ums Leben kam, nutzten diese 

Hutu-Gruppen die Situation aus. Sie fingen an, systematisch 
die Tutsi sowie die gemäßigten Hutu umzubringen. Es begann 
einer der größten Völkermorde des 20. Jahrhunderts, bei dem in 
wenigen Wochen mindestens 800.000 Menschen starben. Viele 
Tutsi flüchteten in die Nachbarländer. Nach Europa dagegen 
kamen fast keine Geflüchteten aus diesem Konflikt. Das ist 
keine Ausnahme, sondern der Normalfall. Weltweit flüchten die 
meisten Menschen, die durch Krieg oder Umweltkatastrophen 
aus ihrer Heimat vertrieben werden, in die Nachbarländer. Oder 
sie bleiben sogar innerhalb ihres eigenen Landes und ziehen 
nur in eine andere Region.

Als Reaktion auf den Massenmord begann eine Tutsi-Armee, 
die Ruandische Patriotische Front, eine Offensive und erober-
te das Land bis zum Juli 1994 vollständig. Damit endete der 
Völkermord. Ruhe kehrte damit aber noch lange nicht ein. Aus 
Angst vor der Rache der Tutsi flüchteten nun Millionen von 
Hutu in die Nachbarländer, vor allem in den Kongo. Bis heute 
ist der Ostkongo durch die mehr als eine Million geflüchteten 
Hutu, darunter auch Täter des Völkermordes, destabilisiert. Es 
kam seitdem zu zahlreichen Konflikten und Kriegen mit dem 
Nachbarland Ruanda. Ein Ende der Gewalt ist vorläufig nicht in 
Sicht. In Deutschland wird gerne verdrängt, dass als ehema-
lige Kolonialmacht eine Mitverantwortung für diesen Konflikt 
besteht und dass es Deutsche waren, die die Grundlage für den 
Hass zwischen Hutu und Tutsi legten.
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DER IRAN - DIE GROSSE KATZE

Mit einer Geschichte, die 3000 Jahre zurückreicht, und einer 
Bevölkerungsdichte von 75 Millionen gehört der Iran zu den 
bevölkerungsreichsten und größten Staaten der Erde. 

Allein die Hauptstadt Teheran hat zurzeit ca. 13 Millionen 
Einwohner, 70 % davon unter 30 Jahren. Ob Skifahren, Wandern 
in den grünen Wäldern oder in der Wüste, die Teheraner haben 
eine große Auswahl an Freizeitangeboten. Während im kaspi-
schen Meer die teuren Störe sich im Wasser wälzen, springen 
Delphinfamilien im „Persischen Golf“ im türkisen Meer. So ist 
der Iran mit einer herrlichen Landschaft und einer ergiebigen 
Kultur beschert. 

Doch wie kommt es, dass Iraner beschließen das Land zu 
verlassen, beschließen zu flüchten, beschließen Deutsche zu 
werden? Es gibt  kaum eine Familie im Iran, die nicht irgendwel-
che Verwandte und Freunde im Ausland hat. Amerika, England, 
Frankreich und Deutschland. Sie fliehen aus verschiedenen 
Gründen, weil sie keine Hoffnung auf Besserung im eigenen 
Land spüren, ohne Gewissheit was das Neue ihnen bringt. 

Allein in Köln leben 3.000 Iraner oder Deutsch-Iraner. Die Grün-
de ihrer Flucht aber sind sehr verschieden. Die ersten Perser, 
wie die Iraner früher mal hießen, kamen nicht als Flüchtlinge. 
In den 1970er Jahren kamen sie als Studenten mit Stipendien 
nach Deutschland. Damals waren der persische Shah und die 
deutsche Prinzessin Soraya sehr bekannt. Nicht selten waren 
sie auf den Titelblättern deutscher Zeitungen zu finden. Und 
auch als Farah Diba 1967 zur Kaiserin Irans gekrönt wurde, ver-
folgten viele Deutsche die Ereignisse rund um die ‚persischen 
Royals‘.

„Welches Tier stellt Deutschland da?“ fragte ich. 
„Hm.. keine Ahnung, was meinst du?“ 
„Welchem Tier sieht Deutschland auf der Landkarte ähnlich?“
„Na, gar keinem,“ bekam ich als Antwort.
„Hm.. komisch...“ Um schnell die Heimat auf jeder Landkarte 
zu erkennen, lernten wir schon in der Grundschule, dass der 
Iran einem Katzenkopf gleicht. Die große Katze.

# Internationales
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Eine Wende kam durch die islamische Revolution. 1979 zogen 
die Iraner durch die Straßen und riefen „Mrg bar Shah“ (Tod 
dem König). Die vom Kommunismus beeinflussten Studenten 
hatten andere Idealen und Ziele. Eine Meinungsfreiheit oder 
Pressefreiheit gab es nicht. Das Buch „Die verlorene Ehre der 
Katharina Blum“ war z.B. Tabu und wurde unter der Theke 
weitergegeben. Unterschiedliche politische Richtungen bildeten 
sich, deren einzige Gemeinsamkeit das Ziel war den Kaiser zu 
stürzen. Und tatsächlich kam es zur Absetzung des Schah und 
zur Beendigung der Monarchie im Iran. „Imam Khomeini“, das 
neue islamische Oberhaupt, bestand auf einen streng geführ-
ten islamischen Staat. Wer dagegen war und andere politische 
Ideale hatte, war ein Feind und musste weg. Die vor kurzem 
geleerten Gefängnisse wurden voll, es folgten Hinrichtungen. 
Mit der islamischen Revolution begann die erste Welle der 
politischen Flüchtlinge. Wer schnell regierte, konnte noch auf 
legalem Wege fliehen. Doch sehr oft wurde das Ausreiseverbot 
verhängt. Der Bezeichnung „Flucht im Schafsfell“ entstand. An 
den Grenzgebieten zur Türkei mischten sich Männer und Frau-
en, gar ganze Familien unter die vorbeiziehenden Schafsherden, 
verhüllt mit einem Schafsfell. 

Als die Revolution verdaut war und die Menschen sich an den 
neuen islamischen Alltag gewöhnt hatten (z.B. mussten die 
Frauen von da an Kopftuch tragen), flogen die ersten Bomben. 
Saddam Hussein begann seinen 10-jährigen Krieg gegen den 
Iran. In dieser Zeit begann die zweite Flüchtlingswelle. Hab und 
Gut wurden verkauft. Auf direktem Weg oder über die Türkei er-
griffen viele die Flucht vor dem Krieg. Als bekannt wurde, dass 
Jugendliche unter 18 kein Visum benötigten für die Einreise 
nach Deutschland, wurden vor allem Jungs mit einem leichten 
Gepäck nach Deutschland geschickt, um nicht als Soldaten an 
die Front zu müssen. Einige hatten Verwandte, doch auf viele 
wartete niemand im neuen Heimatland. 

2009 ereignete sich die „Grüne Revolution“: tausende Men-
schen, meist Jugendliche,  marschierten durch die Straßen, um 
gegen die korrupten Präsidentschaftswahlen zu demonstrieren. 
Viele von ihnen landeten in Gefängnissen und kamen nicht mehr 
zurück. Wer fliehen konnte, fragte nicht lang. In der Türkei 
würde ein Flüchtlingslager errichtet.  Unter diesen Flüchtlingen 
befanden sich erstmalig viele Journalisten, auf die wegen ihrer 
Beiträge und Recherchen das Gefängnis wartete. Noch immer 
kommen einzelne Menschen aus dem Iran, um in Deutschland 
ein neues Leben zu beginnen. Nun sind es politische Flücht-
linge. Ihre ‚Taten‘ sind das Zeichnen von Karikaturen, Berichte 
verbotener Beiträge,  oder die Verteidigung der Menschenrechte 
oder der Pressefreiheit.

In Tabellen, in denen die Verteilung der Einwohner in Deutsch-
land nach Herkunftsland dargestellt wird, fallen Iraner unter die 
Rubrik „Sonstige“.

Mit dem Ende der Flucht beginnt die Integration, ein Weg, der 
schwerer sein kann als die eigentliche Flucht. An einem Ort zu 
sein, dessen Sprache nicht verstanden wird, dessen Kultur so 
fremd ist, wirkt oft isolierend. Gleichzeitig verfolgt einen das 
schlechte Gewissen, die Familie zurückgelassen zu haben. 

Eine neue Freundschaft mit der neuen Heimat beginnt. Man 
stellt sich den Herausforderungen und hofft, irgendwann 
anzukommen. Erst vor ein paar Tagen ist man mit seinem Auto 
ins Krankenhaus gefahren und hat operiert, oder in der Schule 
seine Schülern den Dreisatz beigebracht,  anschließend mit 
der Familie Geburtstag gefeiert. Plötzlich von einem Tag zum 
anderen hat man Nichts und ist Niemand! Die Lieblingspuppe 
ist nicht mehr da, und auch die Oma nicht! Die Vergangen-
heit abzustreifen ist nicht möglich. Und doch beschließt jeder 
Flüchtling, all das hinter sich zu lassen, um ein neues Leben zu 
beginnen, um wieder bei Null sein Leben zu beginnen und zu 
gestalten.
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AUF DEM WEG 
DURCH MEXIKO
WAS DIE IRREGULÄRE MIGRATION VON 
ZENTRALAMERIKA IN DIE USA MIT DER 
‚EUROPÄISCHEN FLÜCHTLINGSKRISE’ ZU 
TUN HAT

An der Grenze zwischen Mexiko und den USA sterben jedes Jahr 
Hunderte von Menschen1, und Hunderttausende werden jährlich 
in ihre Herkunftsländer deportiert2. Viele versuchen trotzdem 
immer wieder, über die Grenze zu kommen. Ein Blick in die 
Herkunftsstaaten in Zentralamerika und das Transitland Mexiko 
hilft zu verstehen, warum sich diese Menschen aufmachen und 
was sie unterwegs erwartet. Das Schicksal der Flüchtenden in 
Zentral- und Nordamerika ist nicht nur ein Beispiel für die viel-
fältigen Herausforderungen von Migration sondern zeigt auch, 
dass die sogenannte ‚europäische Flüchtlingskrise’ bei weitem 
kein historisch oder regional isoliertes Phänomen ist.

VON ZENTRALAMERIKAS ‚NÖRDLICHEM DREIECK’ 
NACH MEXIKO

Nord- und Südamerika gelten als Weltregion mit der höchs-
ten Mordrate, und Zentralamerika führt die Statistiken an: auf 
100.000 Menschen kommen hier 26.5 Tötungsdelikte3. Die Ge-
schichte der zentralamerikanischen Staaten ist ein komplexes 
Geflecht aus Armut, Ungleichheit und Gewalt. Drogenkartelle 
und mafiöse Gangs haben ganze Städte und Landstriche unter 
ihrer Kontrolle und terrorisieren die lokale Bevölkerung. Es sind 
besonders die Länder des sogenannten ‚Nördlichen Dreiecks’ - 
El Salvador, Guatemala und Honduras - aus denen zu Hundert-
tausenden Menschen fliehen.

Auf dem Weg gen Norden kommen die Flüchtenden nach 
Mexiko. Auch Mexiko ist ein Land voller Ungleichheit, in der 
extremer Reichtum, eine prekäre Mittelklasse und extreme 
Armut nah beieinander wohnen. Auch wenn Mexiko als eines 
der aufstrebenden Schwellenländer gilt und wirtschaftlich - 
besonders im Vergleich zu anderen Ländern in Lateinamerika - 
gut aufgestellt ist, hat die mexikanische Gesellschaft mit vielen 
Herausforderungen zu kämpfen. Neben Armut und Korruption 
sind das vor allem die mafiösen Strukturen der Drogenkartel-
le, die Teile Mexikos in ihrer Gewalt haben, sich untereinander 
bekämpfen, eng mit politischen Gruppen kooperieren und ein 
Klima der Gewalt und der Straflosigkeit errichtet haben. Viele 
MexikanerInnen haben in den letzten Jahrzehnten Mexiko ver-
lassen und auch für die meisten Menschen aus Zentralamerika 
ist Mexiko nicht das Endziel. Mexiko ist Durchreiseland. Das Ziel 
sind die USA. 

Getrieben von Gewalt und Armut machen sich Menschen 
aus Zentralamerika auf, um über Mexiko in die USA zu 
gelangen. Und sehen sich dabei ähnlichen Situationen 
ausgesetzt wie Flüchtende im östlichen Mittelmeerraum.

1IOM 2011.
2IOM 2011. 
3IOM 2011, siehe auch Cole 2015. 

# Internationales



37 Internationales > Auf dem Weg durch Mexiko

4 Flannery 2015. 
5 USA 2012: Yearbook of Im-
migration Statistic.  
6 Die USA unterstützen auch die 
Länder des ‘Nördlichen Dreiecks’ 
mit finanziellen Mitteln, um 
gegen Unsicherheit und Gewalt 
vorzugehen (Flannery 2015). 

7 Nazario 2015.  
8 Nazario 2015.
 
Bildquelle: Associated Press (29. 
April 2013), siehe Planas 2014.

DIE OFFIZIELLE STRATEGIE: DEPORTATION UND AB-
SCHRECKUNG 

Viele der MigrantInnen, die sich aus Zentralamerika aufmachen, 
sind Kinder. Von Mitte 2014 bis Mitte 2015 kamen knapp 70.000 
unbegleitete Minderjährige an der US-amerikanischen Grenze 
an; die meisten von ihnen aus Guatemala, Honduras und El Sal-
vador4. Die unzureichende staatliche Kapazität, mit den Scharen 
an schutzbedürftigen Kindern umzugehen, brachte die US-ame-
rikanische Regierung unter Handlungsdruck. Nicht erst seitdem 
geht die USA immer rigoroser gegen irreguläre Einwanderung 
vor. Schon 2012 deportierten die USA über 400,000 Menschen, 
so viele wie nie zuvor5. 

Die USA und Mexiko haben über die letzten Jahrzehnte in wech-
selnder Intensität an einer gemeinsam Strategie gearbeitet, um 
die Migration einzudämmen. Seit 2010 kooperieren beide Län-
der im Rahmen der ‚Merida-Initiative’, die sich unter anderem 
auf die Sicherung der Grenzaktivitäten konzentriert. Die USA 
versuchen so, die Auswirkungen der ‘Migrationskrise’ in den 
Griff zu bekommen und das Problem auf Armeslänge zu halten6. 
Auch der mexikanische Staat geht inzwischen rigoroser gegen 
klandestine Migration vor. Mitte 2014 begann Mexiko mit einer 
eigenen Offensive, dem ‘Südgrenze-Plan’. In der ersten Jahres-
hälfte von 2015 deportierte Mexiko fast 100.000 Menschen nach 
Zentralamerika - zum ersten Mal mehr, als die USA im gleichen 
Zeitraum deportierten7. Das Ziel dieser Maßnahmen ist es, den 
Menschen in Zentralamerika das klare Signal zu senden: es 
wird schwieriger, durch Mexiko in die USA zu kommen. 

ABSCHIED VON DEN GÜTERZÜGEN

Lange Zeit gab es vor allem ein Fortbewegungsmittel, mit dem 
die klandestinen Reisenden versuchten, sich gen Norden auf-
zumachen: Güterzüge, die im Volksmund ‘Die Bestie’ oder ‘Der 
Zug des Todes’ genannt werden. Tatsächlich sind es mehrere 
Güterzugstrecken, die den Süden Mexikos mit dem Norden 
verbinden. Die Güterzugdächer bieten eine schnelle aber ge-
fährliche Art und Weise, um an die US-amerikanische Grenze zu 
gelangen. Es ist nicht bekannt, wie viele Menschen jedes Jahr 
auf diesen Zügen ihr Leben verlieren oder unterwegs herunter-
fallen, unter die Räder geraten und verstümmelt überleben.

Da die mexikanische Polizei die Güterzüge inzwischen sehr viel 
genauer kontrolliert, suchen immer mehr MigrantInnen nach 
alternativen Fortbewegungsmitteln. Das dauert länger und ist 
teurer. Viele Bus- und Taxifahrer wissen, wie aus der Lage der 
MigrantInnen ein lukratives Geschäft zu machen ist. Gleichzeitig 
ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass Drogenbanden, Kleinkri-
minelle oder Menschenhändler der Reise ein Ende setzen. Oder 
dass Polizeibeamte die Hand aufhalten und Geld verlangen, das 
dann in die eigene Tasche wandert. Die meisten MigrantInnen 
nehmen inzwischen Wege jenseits der Güterzugstrecken. Die 
versteckten Routen liegen fernab der bestehenden Infrastruk-
tur, die sich über Jahrzehnte in Mexiko aufgebaut hat, um die 
Menschen aus Zentralamerika zu unterstützen. Die MigrantIn-
nen bezahlen Schmugglern oft horrende Summen - die New 
York Times spricht von bis zu 10.000 US-Dollar8 - um durch 
Mexiko gebracht zu werden. Viele laufen. Und viele schaffen es 
nicht bis an die US-amerikanische Grenze.
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MENSCHENRECHTE UND DIE HOFFNUNG AUF ASYL 

Laut mexikanischer Regierung soll der sogenannte ‘Südgren-
ze-Plan’ die Menschenrechte der MigrantInnen garantieren. 
Viele meinen, das Gegenteil sei eingetreten: sowohl kriminel-
le Banden als auch korrupte PolizistInnen nutzen die immer 
brenzlichere Lage der MigrantInnen aus. Von Raub, Verge-
waltigungen, Sklavenarbeit und Organhandel wird berichtet. 
Offizielle Zahlen gibt es dazu nicht. Besonders im Bundesstaat 
Chiapas an der Grenze zu Guatemala ist die Lage angespannt. 
In der Stadt Tapachula, direkt an der Grenze, liegt das größte 
mexikanische Auffanglager. Es ist chronisch überlastet. An der 
Strecke von Süden nach Norden, vor allem in Chiapas und dem 
Nachbarstaat Oaxaca, gibt es Einrichtungen - vor allem kirchli-
che - die sich seit Jahren um MigrantInnen kümmern und einen 
Platz zum Schlafen anbieten. Seitdem die Kontrollen schärfer 
geworden sind, haben sich die kleinen Herbergen verwandelt: 
wo früher immer wieder Menschen Halt machten, um etwas zu 
Essen zu bekommen und sich kurz auszuruhen, bevor die Reise 
gen Norden weiterging, wachsen inzwischen Flüchtlingslager9. 

Die Einzelschicksale der Menschen sind hart - wie etwa das von 
Julia, die mit drei kleinen Kindern irgendwo in Mexiko festsitzt, 
nachdem sie aus Honduras geflohen ist, wo ihr 22-jähriger 
Bruder mit abgehackten Händen in einem Erdloch gefunden 
und ihr 14-jähriger Sohn zu Tode geprügelt wurde10. Julia 
musste alles hinter sich lassen und wurde bei ihrer Einreise 
nach Mexiko direkt wieder in ihre Heimatstadt abgeschoben. Sie 
machte sich sofort wieder auf den Weg. Manche Flüchtenden 
stellen in dieser Situation einen Antrag für ein humanitäres 
Visum in Mexiko, das ihnen die legale Durchreise erlauben 
soll. Oder einen Antrag auf Asyl, um doch in Mexiko zu bleiben, 
und nicht in ihr Heimatland zurückkehren zu müssen. In allen 
Nachbarländern des infamen ‚Nördlichen Dreiecks’ hat sich die 
Zahl der Asylanträge in den letzten Jahren vervielfacht11. Der 
Asylprozess in Mexiko dauert Monate, und die Antragsteller 
müssen in oft höchst prekären Zuständen auf die Entscheidung 
warten - wenn sie überhaupt darüber informiert werden, dass 
sie das Recht haben, Asyl zu beantragen. Dabei ist die Rate der 
anerkannten Asylanträge gering - sie liegt momentan bei etwa 
20%; laut einem Bericht der New York Times hat Mexiko im Jahr 
2014 achtzehn [!] Minderjährigen Asyl gewährt12.

VON MEXIKO ANS MITTELMEER

Auch wenn Vergleiche komplexer Situation oft simplistisch aus-
fallen, drängen sich die Parallelen zwischen der Lage in Mexiko 
bzw. an Mexikos Grenzen und der Situation der Flüchtlinge in 
den Anrainerstaaten des östlichen Mittelmeers geradezu auf. 
Wenn Zentralamerika durch Krisenherde in Nordafrika und 
dem Nahen Osten ersetzt wird, Mexiko durch die Türkei und 
den Südosten des europäischen Kontinents, und die USA durch 
die reicheren Mitgliedsstaaten der EU, sind die gleichen Muster 
erkennbar. Schwierige, kostspielige Routen. Schlepperbanden, 
die das Schicksal der Flüchtenden zu nutzen wissen. Polari-
sierte Debatten in Gesellschaften, deren Stabilität und relativer 
Reichtum eine große Anziehungskraft ausüben. Transitgebiete, 
die überfordert sind und von ihren reicheren Nachbarn dazu 
gedrängt werden, härter durchzugreifen. Zäune, die errichtet 
werden, damit weniger Menschen tatsächlich bis vor die Türe 
kommen. Oder sich gar nicht erst aufmachen. Beide Weltregi-
onen sind Schauplätze ähnlicher Strukturen, ähnlicher Schick-
sale, ähnlicher Überforderung und ähnlicher Strategien13. Die 
irreguläre Migration von Zentralamerika über Mexiko in die USA 
ist ein Beispiel dafür, dass sich die Situation in den Herkunfts-
ländern ändern muss, um Flüchtlingsströme zu reduzieren. 
Dass engere regionale Zusammenarbeit nicht zwangsläufig 
dazu führt, die menschenunwürdigen Facetten von Migration 
unter Kontrolle zu bekommen. Und dass darunter vor allem die 
Flüchtenden leiden.

Mexiko

USA

Guatemala

El Salvador

Honduras

Nicaragua

Costa Rica

Panama

Belize

Golf von Mexiko

Z e n t r a l a m e r i k a

N ö r d l i c h e s  D r e i e c k

Zentralamerika, das ‘Nördliche Dreieck’, Mexiko und die USA

9  Die anhaltenden Migrationsbe-
wegungen haben auch eine Aus-
wirkung auf die Menschen, die an 
der Grenze und den Migrations-
routen im Süden Mexikos leben 
(siehe z.B. UNDP Mexico 2015).  
10  Julias Geschichte ist nachzu-
lesen in Nazario 2015.   
11 Nazario 2015. 
12 Nazario 2015.  
13  Eine weitere Parallele: Wäh-
rend es europäische Staaten 
waren, die einst die Grenzen im 

Nahen Osten zogen, haben die 
USA lange die Geschicke Zent-
ralamerikas mitbestimmt und 
- oft indirekt - zum aktuellen Kli-
ma der Gewalt beigetragen; und 
die USA sind nach wie vor der 
Größte Absatzmarkt für Drogen, 
ohne den es die Kartellkriege 
in Mexiko und seinen südlichen 
Nachbarländern so nicht geben 
würde (siehe Planas 2014).  
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MIGRATION ALS FESTER BESTANDTEIL VON 
GESELLSCHAFT: DAS BEISPIEL USA

In den letzten fünfzig Jahren sind fast 60 Millionen 
Menschen in die USA immigriert. Aktuell sind 14 
Prozent aller US-AmerikanerInnen außerhalb der 
USA geboren und erst im Laufe ihres Lebens in die 
USA gekommen. Damit hat die USA die weltweit in 
absoluten Zahlen größte ImmigrantInnen-Bevöl-
kerung - ungefähr eine(r) von fünf MigrantInnen 
weltweit lebt in den USA. Seit 1965 angekommene 
ImmigrantInnen und ihre in den USA geborenen 
Kinder zusammen machen sogar ein Viertel der 
US-Gesamtbevölkerung aus. Über die Hälfte davon - 
51 Prozent - kommen aus Lateinamerika. Und davon 
wiederum die größte Einzelgruppe - knapp 30 Pro-
zent - kommt aus Mexiko. Insgesamt identifizieren 
sich inzwischen 18 Prozent der US-amerikanischen 
Gesamtbevölkerung als Menschen mit lateinameri-
kanischen Wurzeln. Eine historische Anekdote zum 
Vergleich: während der ersten großen Einwande-
rungswelle in die USA im 19. Jahrhundert (1840-
1889) war es ein anderer Staat, der 30 Prozent der 
Immigration stellte und damit das Hauptursprungs-
land für Einwanderung war: Deutschland.14

IMMER WIEDER MEXIKO: HERKUNFTSLÄN-
DER DER MIGRANTINNEN IN DEN USA

Die untenstehende Karte zeigt die Herkunftsländer, 
aus denen die meisten ImmigrantInnen in die USA 
kommen (nach US-Bundesstaaten)15. Mexiko ist das 
Ursprungsland von 11,6 Millionen Menschen, die 
inzwischen in den USA wohnen. Andere Länder, die 
große Anteile an der außerhalb der USA geborenen 
US-Bevölkerung stellen, sind China (auf dem zwei-
ten Platz mit 2,4 Millionen Menschen) und Indien 
(1,9 Millionen)16. Laut Schätzungen sind momentan 
knapp sechs Millionen MexikanerInnen als klan-
destine ImmigrantInnen in den USA - etwas mehr 
als die Hälfte der gesamten klandestinen US-Im-
migration. 2013 wurden über 300.000 Mexikaner aus 
den USA nach Mexiko deportiert, so viele wie nie 
zuvor. Aber: es ist wahrscheinlich, dass seit 2010 
jedes Jahr mehr MexikanerInnen die USA verlassen 
als MexikanerInnen in die USA kommen. Das lässt 
vermuten, dass sich der Migrationstrend langsam 
verschiebt. Und seit 2013 stellt China die größte 
Gruppe an Neuankömmlingen in den USA.17

Länder, aus denen die meisten ImmigrantInnen in den USA kommen (nach US-Bundesstaaten, 
Bezeichnungen auf Englisch); Quelle: Pew Research Center 2015b

14  Pew Research Center 2015a. 
15  Pew Research Center 2015b.
16  Pew Research Center 2015c.
17  Shah 2015. 
8   Zitiert in Nazario 2014. 
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WILLKOMMENSKULTUR? 
TEILS-TEILS

Kein Tag vergeht ohne neue Meldungen in Zeitungen und ande-
ren Medien, die nicht in irgendeiner Weise mit Flüchtlingen zu 
tun hätten. Doch seit die Zahl der Flüchtlinge, die inzwischen 
Tag für Tag in Deutschland ankommen, so deutlich gestiegen 
ist, geht es viel weniger um den gefährlichen Weg über das 
Mittelmeer, den Flüchtlinge zu nehmen gezwungen sind und bei 
dem auch heute noch täglich Menschen ihr Leben lassen oder 
um die eigentlichen Fluchtursachen und die Situation in den 
Herkunftsländern, sondern es geht vielmehr um die Frage, wie 
Deutschland mit der derzeitigen Situation umgehen soll, die oft 
als Herausforderung, manchmal als Überforderung und leider 
viel zu selten als Chance bezeichnet wird. 

Zwei verschiedene Richtungen des Umgangs mit dieser ohne 
Frage herausfordernden Situation möchte ich aus persönlicher 
Sicht darstellen.

Ich wohne seit einigen Jahren in Passau. Passau ist eine kleine, 
beschauliche und normalerweise eher ruhige Stadt im Osten 
Bayerns, direkt an der Grenze zu Österreich, die bisher vor al-
lem für ihre drei Flüsse, für die angeblich größte Dom-Orgel der 
Welt und für das große Hochwasser von 2013 Aufmerksamkeit 
auf sich gezogen hat. Neuerdings jedoch steht Passau wieder 
verstärkt im Fokus der Öffentlichkeit, weil in der Grenzstadt vie-
le der Flüchtlinge ankommen, die nach Deutschland oder noch 
weiter Richtung Norden möchten. Diese Menschen werden nach 
ihrer Ankunft in Passau in provisorisch eingerichteten Hallen 
registriert und nach maximal zwei Tagen mit Zügen und Bussen 
weitertransportiert. 

Die Notversorgung in diesen Hallen sowie an Grenzübergängen 
der Passauer Umgebung, wo Flüchtlinge zum Teil unter freiem 
Himmel die Nacht verbringen müssen, erfolgt teils durch die 
Bundespolizei. Diese wird unterstützt von zahllosen freiwilligen 
Helferinnen und Helfern, ohne deren Hilfe die Ankommenden 
nicht angemessen versorgt werden könnten. Leute vor Ort 
schließen sich zusammen, sammeln Kleiderspenden, helfen 
beim Übersetzen, geben Informationen und warmen Tee aus. 
Es ist diese zivilgesellschaftliche Bereitschaft, die es ermög-
licht, mit der Situation umzugehen und die Ankommenden so 
gut es geht zu versorgen. Die Hilfsbereitschaft entspringt oft 
dem Gefühl einer moralischen Pflicht, die Not, die nun so nah 
wie selten an uns herangerückt ist, zu lindern. Darüber hinaus 
gibt es Initiativen, die sich der längerfristigen Unterstützung 
von Geflüchteten verschrieben haben und die beispielsweise 
kostenlosen Deutschunterricht oder Patenprogramme für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Ausbildung anbieten. 
Diese Perspektive auf lokaler Ebene zeigt, dass Migration hier 
zwar sicherlich als Herausforderung, aber eben auch als Chan-
ce angesehen wird.

# Experten des Alltags



42

Auf einer höheren Ebene scheint das jedoch nicht der Fall 
zu sein. Von staatlicher Seite - Gemeinden und Kommunen 
ausgenommen - gibt es leider wenig Unterstützung für diese 
praktische Solidarität. Auf bundesstaatlicher und EU-Ebene 
folgt Flüchtlingsgipfel auf Flüchtlingsgipfel, jedoch scheint es 
nicht darum zu gehen, wie mit der Situation möglichst konst-
ruktiv umgegangen und Integration angegangen werden kann, 
sondern fast ausschließlich um die Frage, wodurch erreicht 
werden kann, dass weniger Flüchtlinge nach Deutschland bzw. 
Europa kommen. 

Die beschlossenen Maßnahmen haben zwei Stoßrichtungen: 
Zum einen wurden die ohnehin schon stark beschränkten 
Rechte von Asylbewerberinnen und -bewerbern innerhalb des 
Bundesgebiets mit dem „Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setz“ weiter eingeschränkt. Zum anderen setzen Deutschland 
und Europa mit dem Bau von Zäunen und der Verlegung von 
Polizei und Militär an die Grenzen noch massiver als bislang auf 
Abschreckung und Abschottung nach außen. 

Bis heute gibt es keine Möglichkeit einer sicheren und legale 
Einreisemöglichkeit für Flüchtlinge nach Europa - ein gewich-
tiger Grund, warum so viele Menschen auf der gefährlichen 
Flucht ihr Leben lassen müssen.

Am 1. November trat das „Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setz“ in Kraft, welches einige Verschlechterungen bereit hält 
und Flüchtlinge in zwei Gruppen unterteilt: diejenigen, die 
unter gewissen Umständen ein Recht auf Asyl haben könnten, 

und diejenigen, die aus sogenannten „Sicheren Herkunftsstaa-
ten“ kommen. Bei letzteren wird angenommen, dass für sie 
kein Fluchtgrund bestünde, da sie in ihrem Heimatland keinen 
direkten Gefahren ausgesetzt sind. Das Problem ist jedoch, 
dass das Asylrecht ein Individualrecht ist. Das bedeutet, dass 
jeder Antrag geprüft werden muss, weil nur so sicher gestellt 
werden kann, dass Schutzbedürftige auch Schutz erhalten. Mit 
der Regelung der „sicheren Drittstaaten“ wird diese individuelle 
Prüfung jedoch aufgeweicht; Entscheidungen sollen innerhalb 
einer Woche gefällt werden. Außerdem bedeutet die Gesetze-
sänderung, dass Geflüchtete nun sechs statt bislang drei Mo-
nate in Erstaufnahmeeinrichtungen leben müssen; Geflüchtete 
aus „sicheren Herkunftsstaaten“ sogar für die gesamte Dauer 
des Asylverfahrens. Darüber hinaus wurden Geflüchtete aus 
„sicheren Herkunftsstaaten“ mit einem Arbeitsverbot belegt. 

All diese Maßnahmen weisen in die falsche Richtung. Die Ab-
schottung und Einrichtung von Hot-Spots führt zu einer Zunah-
me von Leid und Elend an den EU-Außengrenzen. Die rechtliche 
Schlechterstellung von Asylbewerberinnen und -bewerbern in 
Deutschland verstößt gegen ein Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Jahr 2012, und sie nährt soziale Unruhen.  
Integration ist die Herausforderung der Stunde, und Ehrenamt-
liche tun ihr Bestes, um ihren Beitrag zum Gelingen beizutra-
gen, doch die getroffenen politischen Maßnahmen drohen die 
Integration von Flüchtlingen massiv zu erschweren.
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unbegleiteter Minderjähriger.

EINDRÜCKE EINES 
DOLMETSCHERS

Als Dolmetscher bei „Xenion“ habe ich an vielen psychothera-
peutischen Einzelgesprächen mit deutschen Therapeuten und 
Flüchtlingen teilgenommen. Auch dolmetsche ich manchmal in 
Erstaufnahmelagern, wenn entschieden wird, ob es sich bei den 
betreffenden Flüchtlingen um Minderjährige handelt oder nicht. 
Ich möchte hier zwei Eindrücke schildern, die mir bei der Arbeit 
im Umgang mit Flüchtlingen und den Angestellten der Behör-
den, die mit ihnen arbeiten, aufgefallen sind. Beide führe ich auf 
eine Überbelastung des Personals zurück. 

Die Flüchtlinge treffen in Berlin auf zahlreiche Probleme: sie 
müssen lange auf ihre Registrierung warten, die Heime sind 
überfüllt, sie werden vorrübergehend in angemieteten und 
völlig überfüllten Hotels oder Turnhallen untergebracht, sie 
kommen schwieriger an Deutschkurse oder auch bloß an für sie 
wichtige Informationen, weil es einfach an Personal mangelt. 
Alle mir bekannten Stellen sind überlaufen mit Flüchtlingen, die 
ganz dringende Anliegen haben, die abgewehrt werden müssen, 
weil es immer noch dringendere gibt. So kommt es oft zu einem 
Anflehen des Personals in den Fluren der Einrichtungen und 
mitunter zu sehr groben Zurückweisungen. Bitten oder Proble-
me werden nicht angehört, es werden Sätze gesagt wie „Wenn 
dir das nicht passt, geh‘ doch zurück in deine Heimat. Du hast 
einen Schlafplatz und Essen, Luxus ist gerade nicht möglich“. 
Die Flüchtlinge werden angeschrien, mitunter werden die um 
Hilfe Bittenden sogar drangsaliert und aus Ämtern geschubst. 
Das ist alles umso schockierender, wenn es dort stattfindet, wo 
den Flüchtlingen geholfen werden soll und wo diese glauben, 
endlich einen Ort gefunden zu haben, wo sie sich ein zumindest 
geringes Maß an Entlastung erhoffen können. Mittlerweile stelle 
ich fest, dass diese Behandlung kaum mit der Bosheit oder 
Insensibilität der Angestellten zu tun hat. Vielmehr ist es das 
Gefühl, den Bedürfnissen überhaupt nicht mehr Herr werden 
zu können, machtlos zu sein, angesichts so vieler bedürftiger 
Menschen. 

Ich selbst bin einmal im Flur einer Erstaufnahmestelle für un-
begleitete Minderjähre von jungen Menschen umringt gewesen, 
die von der Behörde älter als 18 geschätzt wurden und somit 
bestimmte Privilegien nicht haben würden, allen voran die 
Sicherheit, nicht abgeschoben zu werden. Sie baten mich alle 
gleichzeitig, dass ich an der Entscheidung in Ihrem Fall etwas 
ändern möge. Einer sagte, er habe eine Verletzung am Bein 
und warte seit vielen Tagen auf Behandlung. Ein weiterer wollte 
Kleider haben, es werde langsam kalt, und er habe immer 
noch nur die kurze Hose, in der er angekommen sei. Und noch 
einer rief, er habe schreckliche Zahnschmerzen und wollte 
sofort einen Zahnarzt. Die Anfragen und Bitten, nochmal eine 
Fürbitte zu tun, dies und jenes Anliegen zu übersetzen, oder 
doch das individuelle Leid zu berücksichtigen, waren allesamt 
sehr nachvollziehbar. Da ich all den Bedürfnissen aber nicht 
nachkommen konnte (gegen die Entscheidung, dass jemand 
nicht als minderjährig eingestuft wurde, kann nur ein Anwalt 
vorgehen), frustrierte es mich. Keine Antwort, die ich geben 
konnte, genügte, und der Frust darüber machte mich eher wü-
tend als traurig. Die Angestellten im Flüchtlingsbereich haben 
tagtäglich mit dieser frustrierenden Überforderung zu tun, also 
viel mehr als ich, der ich nur dann und wann als Dolmetscher 
tätig bin. Viele dieser Menschen geben wirklich alles was sie 
können, um den Flüchtlingen zu helfen, machen jeden Tag viele 
unbezahlte Überstunden, mobilisieren private Kräfte, Freunde 
und Verwandte. Da aber das Personal bei weitem nicht entspre-
chend der steigenden Flüchtlingszahlen verstärkt wurde, ist 
die Überbelastung mitunter so groß, dass Helfer anfangen, mit 
Flüchtlingen umzugehen, fast so als wären sie Parasiten. Der 
grobe Umgang ist durch die Überforderung und die Frustration 
der Helfer für mich ein Stück weit nachvollziehbar. Es betrifft 
vor allem diejenigen, die Abläufe organisieren und für Ordnung 
sorgen müssen, weil dies oft kaum mehr möglich ist, weniger 
die Therapeuten und Sozialarbeiter, die ja trotz des Andrangs 
fast immer nur mit einzelnen Personen im Kontakt sind.
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Bei den zuletzt genannten Berufsgruppen kommt es hingegen 
auch manchmal zu einer Verklärung der Flüchtlinge zu so 
etwas wie „edlen Fremden“. In Therapiesitzungen meine ich 
manchmal beobachten zu können, wie sympathische Flücht-
linge bevorzugt werden und weitaus schneller Unterstützung 
in Form eines Gutachtens bekommen, das sie beim Asylantrag 
einsetzen können, nicht auf Grund der Schwere ihres Traumas, 
sondern auf Grund ihres angenehmen Umgangs. Ein Afghane, 
der sich das Lesen und Schreiben selbst beigebracht hat und 
dem Therapeuten seine eigenen melancholischen Gedichte 
vorliest, hat große Chancen, dass man ihm hilft, wo es geht. Ein 
anderer, der durch den Umgang mit freiwilligen Helfern aus ei-
nem etwas undifferenziert linken Milieu zu der Meinung gelangt 
ist, ihm stehe viel mehr zu, als Deutschland ihm gebe, was die 
„Bullenschweine“ und die „Nazis“ in Deutschland verhindern 
würden, läuft Gefahr weniger Unterstützung zu bekommen. 
Etwas überspitzt gesagt, zeigen manche Helfer eine exotische 
Faszination für den bescheidenen ehemaligen Hirten aus dem 
Hinterland Malis, die mitunter dazu führt, dass er gegenüber 
dem ehemaligen Soldat der tschadischen Rebellen, der mili-
tante Reden hält, den Vorzug erhält - trotz der Bemühung um 
Neutralität oder „Allparteilichkeit“ der Therapeuten.

Auch dies ist leicht nachzuvollziehen und es würde sicher auf 
Kosten eines echten menschlichen Kontaktes gehen, wenn der 
Umgang mit allen Flüchtlingen, unabhängig von Sympathien, 
exakt gleich wäre. Es ist aber zu bedenken, dass diese mensch-
lichen Reaktionen auf Seiten der Angestellten im Flüchtlingsbe-
reich das Schicksal der Flüchtlinge stark beeinflussen können, 
wenn nicht genug Zeit und Personal da ist. Denn ich finde, dass 
auch die Anliegen derer ebenso gut bearbeitet werden sollten, 
die vielleicht keine großen Sympathieträger sind. 

Das  Leid,  das  die  meisten  von  ihnen  erlebt  haben,  ist  
gänzlich  unabhängig  von  persönlichen Sympathien  und  Prä-
ferenzen  oder  dem Grad der  Auslastung der  Behörden,  die  
derzeit  ausnahmslos  zu wenig Personal haben.
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PROJEKT „JUGENDGRUPPE ERLEBEN“

Ungefähr 10% aller ankommenden Flüchtlinge in Deutschland 
sind sogenannte „unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“. Die 
Kinder und Jugendlichen kommen allein oder in Begleitung von 
Freunden aus Ländern wie Syrien, Pakistan oder auch Äthio-
pien nach Deutschland. Nicht nur dass die Flüchtlinge in ihrer 
Heimat alles hinter sich lassen müssen erschwert die Situation 
der jungen Flüchtlinge, auch müssen sie auf einmal auf eigenen 
Beinen stehen. In Deutschland angekommen finden sie zu-
nächst einmal Schutz in betreuten Wohngruppen und können 
so ihrer meist sehr langen und harten Flucht ein Ende setzen. 
Doch nicht nur Wohnraum, Essen und der Zugang zu Bildungs-
systemen sind wichtig und Teil der Flüchtlingsarbeit. Gerade 
Kinder und Jugendliche sind wissbegierig und interessieren 
sich für alles, wofür sich deutsche Jugendliche eben auch 
interessieren.

Das Projekt „Jugendgruppe erleben“ des Deutschen Bundes 
Jugendrings ermöglicht es bestehenden Jugendverbänden 
durch finanzielle Unterstützung, sich Jugendlichen zu öffnen, 
die kaum einen Zugang zur Jugendarbeit haben (sei es aus 
finanziellen oder sprachlichen Gründen, oder weil ganz einfach 
die Informationen fehlen). Vor allem die kulturelle Integration 
kann durch Projekte wie „Jugendgruppe erleben“ gelingen. 
Junge Flüchtlinge können sich in den sicheren Strukturen von 
bestehenden Jugendverbänden eingliedern und lernen dabei 
von und mit den Jugendlichen.

Das Ferienwerk „Fahrten-Ferne-Abenteuer“ hat in Kooperation 
mit  dem Pfadfinderverbund „Weltenbummler“, der Asylothek 
Nürnberg, dem Kulturzentrum „Weinerei“ und dem Verein für 
Integration in Bayern in diesem Jahr ein Projekt gestartet, um 

den jungen Flüchtlingen sowohl pfadfinderische Inhalte zu 
vermitteln wie auch mit Mitteln der Erlebnispädagogik einen 
Einblick in das zu geben, was Jugendliche in Deutschland so 
alles machen können.

Für ein erstes Kennenlernen bot sich die Kickfabrik in Nürnberg 
an: hier kickten Pfadfinder mit Flüchtlingen, die Regeln wurden 
mit Hand und Fuß erklärt, und gespielt wird sowieso ohne Spra-
che. Die Anfragen der Wohngruppen waren nahezu unendlich, 
da sich auch die Betreuenden immer über Programm für ihre 
Jugendlichen freuen, welches sie selbst nicht auf die Beine stel-
len müssen. Weiter ging es in der Mitte des Jahres mit einem 
Stadtspiel, bei dem die jungen Flüchtlinge, die nun ihr neues 
zu Hause in Nürnberg gefunden haben, ihre Stadt auf eine ganz 
neue Weise kennenlernen durften. Mit Aufgaben und GPS-Gerät 
bepackt ging es mit zwei Wohngruppen durch die Innenstadt. 
Da der Sommer in Nürnberg wahnsinnig heiß war, ging es beim 
Projekt vor der Sommerpause auf den Wöhrder See zum Kanu 
fahren. Nicht nur Spaß, sondern auch Kooperation und Mut 
waren hier gefragt.

Im Herbst werden weitere Aktionen wie Klettern, Singabend und 
auch eine Weihnachtsfeier folgen.

Das Projekt „Jugendgruppe erleben“ ist eine fortlaufende 
Förderung des Deutschen Bundesjugendringes. Wenn auch ihr 
sagt, unsere Gruppe ist so super, wir machen tolle Aktionen und 
haben Lust Jugendlichen aus verschiedenen Ländern zu zeigen, 
wie wir unsere Freizeit verbringen, dann informiert euch über 
die Internetseite des DBJR (www.jugendgruppe-erleben.de/foerde-
rung/).
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Fabian Gail

hat BWL und Soziologie studiert 
und macht Organisationsentwick-
lung im öffentlichen Dienst. So 
ganz kann er die Pfadfinderei al-
lerdings nicht lassen, die er gerne 
in sein ‚normales Leben‘ integrie-
ren würde. 

ZEIT FÜR EINE GUTE TAT? 

Was für eine bewegte Zeit, die ganze Welt scheint auf den Bei-
nen zu sein. Plötzlich vermischen sich Außenpolitik und Innen-
politik, und was gerade noch auf dem Nachrichtenbildschirm 
flimmerte, kommt plötzlich an unseren Bahnhöfen an und 
schläft in unseren Turnhallen. Aber es sind keine Probleme, die 
hier auftauchen, sondern Menschen, und in einer solchen Krise  
ist nicht mehr nur die Politik  gefragt,  sondern wir alle. Überall 
zeigt sich auf rührende Art und Weise, wie „bürgerschaftliches 
Engagement“ aussehen kann, wenn es drauf ankommt. Bürge-
rinnen und Bürger jeden Alters und jeder Religion fassen sich 
ein Herz und packen an wo es geht, um diesen Menschen am 
Ende ihrer Flucht ein zu Hause zu bieten, ein Ankommen. 

Wo sind eigentlich bei all diesen dramatischen Herausforderun-
gen die Pfadfinder zu sehen? Was ist eigentlich aus der „Guten 
Tat“ geworden: Ist die Gemeinschaft, für die wir Verantwortung 
tragen wollen, etwa nur die Gemeinschaft der Pfadfinder? Das 
gute Miteinander aller Menschen, zu dem wir beitragen wollen, 
gilt es nur der Stammesarbeit? Zweifellos tun wir alle schon 
sehr viel, indem wir uns in der Jugendarbeit bei den Pfadfindern 
engagieren und hier etwas Tolles schaffen. Da wir aber nun mal 
alle auch Pfadfinderinnen und Pfadfinder sind, tun wir es dann 
letztlich nicht doch vor allem für uns selbst? 

Nun will ich es mit der kritischen Auseinandersetzung mit 
meiner Umwelt mal nicht übertreiben. Es ist ja einfach, etwas 
zu tun, und es wird auch einiges getan, zumeist im Kleinen und 
ohne großes Aufhebens. So gibt es z.B. bei meinem Stamm, den 
Wikingern, den „Kick der Kulturen“, bei dem Fußball über Gren-
zen hinweg gespielt wird. Die Sippe Königsgeier bietet sich an, 
gespendete Fahrräder zu reparieren, zusammen mit der lokalen 
Flüchtlingshilfe. Im Oktober 2015 wird außerdem ein Spielefest 
in der Nähe der lokalen Notaufnahme veranstaltet, um etwas 
gegen die allgegenwärtige Langeweile und Enge zu tun. Viele 
kleine Aktionen bilden zusammen auch ein Bild. 

Es braucht nicht viel, um Teil der viel beschworenen Willkom-
menskultur zu werden. Ein freundliches Lächeln, ein Aufeinan-
der zugehen. Gerade als Pfadfinder, der sich in vielen Ländern 
der Welt schon wirklich sehr über erfahrene Gastfreundschaft 
freuen konnte, kann ich ihren Wert am Ende einer langen 
und harten Wanderung aus tiefstem Herzen nachempfinden! 
Natürlich ist die Flucht aus der Heimat kein Sommerlager, 
und der „Gast“ wird auch bald zum „Nachbar“, an den ich auch 
Forderungen stellen darf. Gleichwohl bin ich der Meinung, dass 
gerade wir als Pfadfinder jetzt und hier die Gelegenheit haben, 
die „Gute Tat“ wiederzubeleben und uns als Teil der grenzenlo-
sen Gesellschaft helfend einzubringen, in der wir uns bewegen. 
Wer Ideen hat oder Hilfe sucht kann sich daher gerne auch an 
mich wenden: fabian@flucht-ndk.de. 
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1. WAS GIBT ES SCHON?

Höchstwahrscheinlich bist du nicht die Erste, die sich in deinem 
Ort für Flüchtlinge engagiert. Daher finde am besten erstmal 
raus, was es schon gibt und wer sich alles engagiert. Mit dem 
Wissen kannst du dann überlegen, was vielleicht noch ge-
braucht werden könnte und wie du dich mit deinem Können und 
deinen Interessen am besten einbringen kannst. 

Beim Aufbau der Flüchtlingshilfe in meiner Heimatstadt Nie-
derkassel habe ich z.B. zunächst in der Gruppe „Begegnung“ 
die „Allerwelt-Cafés“ in lokalen Gemeindezentren mit organi-
siert, in denen sich Flüchtlinge und Einheimische regelmäßig 
bei Kaffee und Kuchen zwanglos kennenlernen können. Nach 
einiger Zeit habe ich gemerkt, dass die Informationen und die 
Organisation in der Flüchtlingshilfe verbesserungswürdig sind. 
So habe ich im Stamm und der Stadt junge Menschen gesucht 
und eine Gruppe aufgebaut, die eine Website sowohl für die 
Flüchtlingshilfe als auch für die Flüchtlinge selbst entwickelt 
hat. Das Fachwissen hierfür ist bei den meist Älteren engagier-
ten Bürgerinnen und Bürgern oft nicht vorhanden, dafür haben 
diese oft deutlich mehr Zeit und bessere lokale Kontakte. 

2. WAS WIRD GEBRAUCHT?

Wenn du dir grob etwas überlegt hast, sprichst du am besten 
einfach diejenigen an, die sich bereits engagieren. Natürlich 
kannst du auch auf die Flüchtlinge selbst zugehen, die in der 
Regel am besten wissen, was sie brauchen. In jedem Fall ist es 
wichtig, dass du erst mal siehst, ob du nicht bei laufenden Ak-
tionen mitmachen und helfen kannst, bevor du dir selber etwas 
Neues ausdenkst. 

Grundsätzlich lässt sich unterscheiden zwischen den Menschen, 
die in einer Erstaufnahmeeinrichtung oder Notunterkunft leben 
und noch auf eine Registrierung warten, und denen, die einer 
Gemeinde im Laufe des Verfahrens zugewiesen wurden. Erstere 
Gruppe wird sich häufiger verändern und weiterverteilt werden, 
sodass hier einfache Formen der Beschäftigung und Versorgung 
vordringlich sind. Die zweite Gruppe ist eher beständig und 
kann daher auch für Aktionen zur Integration über einen länge-
ren Zeitraum angesprochen werden, z.B. Sprachtraining. 

Aus eigener Erfahrung sind es folgende Themen, die für alle 
wichtig sind: Deutsch lernen, Arbeit finden, Wohnung finden. 
Der einfachste Beitrag, der sich hier leisten lässt, ist mög-
lichst viel Zeit miteinander außerhalb der meist sehr beengten 
Flüchtlingsunterkünfte zu verbringen. Das kann durch Fuß-
ballspielen ebenso gelingen wie durch gemeinsames Wandern, 
Kochen oder was auch immer dich auch selber interessiert! Auf 
diese Weise können die Menschen der Langeweile und Enge in 
den Flüchtlingsunterkünften entfliehen. Zusätzlich bekommen 
sie so die Gelegenheit, ihre frisch erworbenen Deutschkenntnis-
se an Einheimischen auszuprobieren! Für manche ist es auch 
viel, einfach mal für ein paar Stunden einen ruhigen Raum für 
sich alleine zu haben, z.B. zum Lernen. Viele kleine Aktionen, 
die möglichst viele Menschen erreichen und einfach zugänglich 
sind, sind dabei wohl wertvoller als wenige große Aktionen mit 
viel Vorbereitung. 

LEITFADEN FÜRS 
ENGAGEMENT:

Fabian Gail

hat BWL und Soziologie studiert 
und macht Organisationsentwick-
lung im öffentlichen Dienst. So 
ganz kann er die Pfadfinderei al-
lerdings nicht lassen, die er gerne 
in sein ‚normales Leben‘ integrie-
ren würde. 
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3. WIE BRINGE ICH MICH EIN?

›› möchtest du eine einzelne Aktion machen oder ein laufen-
des Angebot schaffen?

›› Willst du dich alleine engagieren oder mit deiner Sippe/Ro-
verrunde bzw. dem Stamm? 

Grundsätzlich ist es immer am besten, sich mit den Themen 
einzubringen, die dich auch persönlich interessieren. So ist es 
wohl einfach möglich, die klassischen Pfadfinder-Veranstal-
tungen auch so anzubieten, dass Flüchtlinge dort ebenfalls 
teilnehmen können. Wenn der Frühling kommt, sind zelten und 
Lagerfeuer wohl für Kinder und Jugendliche jeder Nationali-
tät interessant, wenn bis dahin erste Berührungsängste und 
Fremdheit überwunden worden sind. Glaub bitte nicht, dass ein 
einfacher Info-Zettel ausreicht, um ein Kind zum Besuch einer 
Gruppenstunde zu motivieren! Wie würdest du in völlig fremder 
Umgebung reagieren, zumal noch nach einer Flucht und bei 
Menschen mit solchen komischen Uniformen!?

Aktionen und Angebote speziell für Flüchtlinge können gut auf 
die besondere Situation dieser Menschen eingehen. Scha-
de wäre es allerdings, wenn diese dabei unter sich bleiben 
würden. Gerade der Austausch mit den lokalen Nachbarn und 
die Knüpfung von Beziehungen ist die nachhaltigste Form der 
Integration. 

Auch mit gutem Willen kann es ein „zu viel“ des Entgegenkom-
mens geben. Natürlich werde ich bekennenden Muslimen kein 
Schweinefleisch unterjubeln, aber ebenso natürlich ist es, sie 
mit den Gewohnheiten und Bräuchen der Gesellschaft vertraut 
zu machen, die sie sich möglicherweise als neue Heimat ausge-
sucht haben. Hilfe soll immer auch dazu führen, sich Stück für 
Stück auf eigenen Füßen in Deutschland zu bewegen. 

Bei all diesen Infos und hinweisen handelt es sich um meine 
persönlichen Ansichten und Erfahrungen, die weder für alle 
Fälle und jeden Menschen richtig sind, noch Anspruch auf 
Vollständigkeit haben! Geh einfach raus in die Welt, öffne Augen 
und Ohren, und biete das an, was du bereit bist beizutragen. Du 
wirst auf viele motivierte Gleichgesinnte treffen, und auch wenn 
es Rückschläge geben wird, wirst du äußerst dankbare Men-
schen treffen, denen zu helfen auch dich bereichern wird.
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